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Einleitung: 

Die  Reformen  des  19.  Jahrhunderts,  eine  Vorbedingung 

der  Verfassung. 

Der  23.  7.  1908  bezeichnet  den  großen  Wendepunkt  in  der  Ge- 
schichte der  Türkei,  denn  an  diesem  Tage  trat  sie  endgültig  in 
die  Reihe  der  Verfassungsstaaten  ein.  Die  Verfassungsurkunde 
freilich  stammt  bereits  aus  dem  Jahre  1876  und  die  Reformbe- 
strebungen, die  schließlich  in  der  Verkündung  des  Staatsgrund- 
gesetzes vom  23.  12.  1876  gipfelten,  reichen  sogar  bis  in  die 
Anfänge  des  19.  Jahrhunderts  zurück.  Sultan  Selim  HL  erkannte 
zuerst  die  Notwendigkeit,  das  osmanische  Staatswesen  mit  einem 
neuen  Geiste  zu  erfüllen,  um  es  gegen  die  Gefahren,  die  in  zu- 
nehmendem Maße  von  außen  und  innen  ihm  drohten,  zu  schützen. 
Der  edelgesinnte,  aufgeklärte  und  überaus  begabte  Fürst  sah  die 
Vorbedingung  für  die  Befestigung  des  Reiches  in  der  Schaffung 
eines  neuen,  an  strenge  Manneszucht  und  Ordnung  gewöhnten  und 
der  Regierung  treu  ergebenen  Heeres.  Einen  begeisterten  Arw 
hänger  dieses  Gedankens  fand  er  in  Mahmud  Tschelebi  Efendi,  der 
im  Jahre  1800  im  Alter  von  84  Jahren  zum  Reis  Efendi  (Minister 
des  Auswärtigen)  ernannt,  eine  glänzende  Verteidigungsschrift  der 
„Neuen  Einrichtung  schrieb.  Im  Jahre  1805  erließ  der  Sultan 
eine  Verordnung,  die  gewissermaßen  den  Anfang  einer  allgemeinen 
Wehrpflicht  bedeutet.  Leider  besaß  SeHm  nicht  den  Mut  und  die 
W^iUensstärke,  den  heftigen,  von  der  niederen  Geistlichkeit  und  den 
Janitscharen  ausgehenden  Widerstand  zu  brechen.  Am  31.  5.  1807 
streckte  er  vor  Kabaktschy  Oghlu,  dem  Führer  der  Aufständischen, 
die  Waffen  und  ging  in  den  Kerker  als  Märtyrer  einer  weit- 
blickenden, seiner  Zeit  vorauseilenden  Politik.  Eine  zu  seinen  Gunsten 
eingeleitete  Erhebung  des  Mustafa  Bairakdar  und  der  Freunde  von 
Rustschuk  konnte  an  seinem  Schicksal  nichts  ändern:  sie  kostete 
Selim  das  Leben  und  erhob  den  23  jährigen  Mahmud  zum  Padischah. 
Sehm  hatte,  wie  sein  Zeitgenosse,  der  unglückliche  Kaiser  Josef  IL, 
eine  Revolution  von  oben  versucht  und  war  daran  gescheitert. 

Sultan  Mahmud  II.  hatte  von  seinem  Oheim  die  Liebe  zur  Reform 
und  den  Haß  gegen  die  Janitscharen  geerbt.  Die  kriegerischen 
Ereignisse  in  Serbien  und  Griechenland  bezeugten  ihm  die  Richtig- 

1  nizämi  gedtd;  vgl.  Zinkeisen,  7.  Teil,  S.  337. 
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kelt  des  von  jenem  eingeschlagenen  Weges,  den  er  selbst  fort- 
zusetzen willens  war.  Darum  waren  auch  seine  ersten  Reformen, 
die  er  sich  vornahm,  überwiegend  militärischer  Natur.  Er  bildete 
aus  der  Mitte  der  Janitscharen  heraus  eine  Truppe,  auf  die  er  sich 
verlassen  konnte,  die  „leichte,  flinke  Truppe  i".  Am  15.  6.  1826 
faßte  er  den  entscheidenden  Entschluß:  er  gab,  als  die  unzufriedenen 
Janitscharen  sich  zusammenscharten  und  einen  Angriff  wagten,  den 
Befehl  zur  Entfaltung  der  heiligen  Fahne  ^  und  somit  zur  Ver- 
kündung des  heiligen  Krieges  2.  Die  untergehende  Sonne  sah  an 
jenem  Tage  den  Sultan  triumphieren  und  das  Volk  ihm  zujubeln: 
„Mein  Herrscher!    Lebe  tausend  Jahre*!" 

Mit  dem  Siege  über  die  Janitscharen,  welche  die  Größe  und  die 
Macht  des  Reiches  einstmals  verkörpert  und  später  seinen  Nieder- 
gang herbeigeführt  hatten,  war  der  Grundstein  zu  einer  neuen  Zeit 
gelegt.  Der  erste  große  Baumeister  an  dem  neuen  Gebäude  war 
neben  Mahmud  II.  selbst  sein  Groß)vezir  Mustafa  Reschid  Pascha. 
Dieser  nahm  zuerst  eine  Umgestaltung  der  alten  Ministerien  vor 
und  beseitigte  das  alte  Lehnswesen,  das  die  Vereinheitlichung  des 
Reiches  hemmte.  Die  Jahre  1834 — 1838  bezeichnen  eine  Spanne 
hoffnungsvoller  Arbeit  auf  allen  Gebieten,  doch  Mahmud  selbst 
war  es  niclit  vergönnt,  die  Prüchte  seiner  Mühe  zu  ernten.  Zu  zahl- 
reich und  mächtig"  waren  die  äußeren  Feinde,  um  die  im  Inneren 
des  Reiches  ausgestreute  vSaat  zur  Reife  gelangen  zu  lassen. 
„Mahmud  hat  ein  tiefes  Leid  durchs  Leben  getragen;  die  Wieder- 
geburt seines  Volkes  war  die  große  Aufgabe  seines  Daseins  und 
das  Mißüngen  dieses  Planes  sein  Tod."    (H.  v.  Moltke.) 

Der  große  Gedanke  aber  wurde  mit  ihm  nicht  begraben,  sondern 
blieb  auch  über  sein  Grab  hinaus  lebendig.  Am  3.  11.  1839^  Heß 
sein  17 jähriger  Sohn  Abd-ul  Medschid  vor  dem  Rosenpavillon®,  im 
Parke  von  Top-Kapu  jenes  Handschreiben  an  Mustafa  Reschid 
Pascha  ^  verlesen,  das  später  als  die  Magna  Charta  der  Türkei  an- 
gesehen worden  ist.  Der  Sultan  läßt  keinen  Zweifel  darüber,  daß 
der  Grundcharakter  des  islamischen  Staates  bestehen  bleiben  sollte. 

1  clkingi. 

«  sangaqi  seHf. 

•  gihäd. 

•  pädi§ähym,  bin  jaki! 

•  26.  Sa*bän  1255. 

•  gülhäne-kjöSk. 

▼  s.  D.i  I  4,  A.  n  II  (Chatti  serIf). 
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Alle  Mißstände,  die  seit  150  Jahren  zutage  getreten  seien,  wären 
lediglich  der  Nichtbeachtung  der  Vorschriften  des  göttlichen  und 
weltlichen  Gesetzes  1  zuzuschreiben ;  „um  in  Zukunft",  so  fährt  der 
Sultan  fort,  „Unserm  ruhmvollen  Reiche  die  Wohltaten  einer  guten 
Verwaltung  zuteil  werden  zu  lassen,  halten  Wir  die  Schaffung 
einiger  neuer  Gesetze  für  notwendig".  Die  Grundbestimmungen 
dieser  Gesetze,  die  man  unter  dem  Namen  Taiizlmäti  chairije  (wohl- 
wollende Anordnungen,  heilsame  Reformen)  zusammenfaßt,  beziehen 
sich  auf: 

1.  Bürgschaften,  die  allen  Untertanen  gleichmäßig  Sicherheit 
ihres  Lebens  und  Schutz  ihrer  Ehre  und  ihres  Eigentums  ge- 
währen sollen, 

2.  Regelmäßige  Verteilung  und  Erhebung  der  Staatsabgaben, 
sowie  Beseitigung  der  Steuerverpachtung  2, 

3.  Neuordnung  der  miütärisehen  Aushebung  und  Herabsetzung 
der  Dienstzeit  auf  4 — 5  Jahre. 

Ganz  im  Sinne  seines  Vaters  Mahmud,  der  einmal  gesagt  haben 
soll:  „Ich  wünsche,  den  Religionsunterschied  meiner  Untertanen 
nur  dann  zu  sehen,  wenn  sie  in  ihre  Moscheen,  Synagogen  und 
Kirchen  gehen  3",  verheißt  Abdul  Medschid:  „Dieser  Unserer  Ver- 
günstigungen sollen  alle  Unsere  Untertanen,  Mohammedaner,  wie 
Angehörige  der  übrigen  Religionsgesellschaften  ohne  Ausnahme 
teilhaftig  werden." 

Um  eine  staatliche,  alle  Untertanen  umfassende  Gerichtsbarkeit 
zu  schaffen,  wurden  im  Jahre  1847  die  gemischten  Handelsgerichte* 
gebüdet  und  gleichzeitig  in  Anlehnung  an  den  französischen  Code 
de  Commerce  von  1807  ein  Handelsgesetzbuch^  verfaßt.  1850 
wurde  auch  die  erste  amtüche  Sammlung  der  bestehenden  Gesetze 
veranstaltet,  diese  gelangte  am  3.  2.  1851  in  einem  Bande  von 
142  Seiten  zur  Veröffentlichung 

In  dieser  Zeit  zeigen  sich  auch  die  ersten  Spuren  eines  Parlaments; 
bereits  im  Jahre  1827  war  eine  Notablenversammlung,  genannt  der 

1  §en*at  we  qanün. 

*  ütizäm. 

*  hen  tdbä  ^am-daki  edjän  farqyny  angaq  gärnV-  haurä,  klisselerine  girdikleri  zeman 
gjörmek  isterim. 

*  mehäkimi  tigärije;  sie  wurden  umfassend  geregelt  im  Anhang  zum  Handelsgesetzbuchc, 
ygl.  S.  9  Anm.  6. 

*  tigaret  qanünnämesi  vom  28.  7.  1850;  s.  D.  1  I  375  (12.  Ramazau  1266). 

®  vgl.  D.  2  I,  Seite  säd.    Vgl.  M.  Hartmann,  Die  neue  türkische  Reichsgesetzsammlung, 
W.  J.  IV  3/4  S.  230. 
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^Große  Rat"  (etwa  160  Mitglieder),  in  Konstantinopel  zusammen- 
g-etreten,  um  über  die  auswärtige  Politik  Beschluß  zu  fassen.  Sie 
sprach  sich  am  2.  12.  für  den  Krieg  gegen  Rußland  aus.  Im 
März  1840  berief  zum  zweiten  Male  der  Sultan  eine  Versammlung 
von  angesehenen  Vertretern  des  ganzen  Volkes  nach  der  Haupt- 
stadt. Der  junge  Monarch  eröffnete  selbst  die  Sitzungen  mit  einer 
Thronrede,  worauf  die  Versammlung  eine  formelle  Dankadresse  an 
ihn  absandte. 

Das  aus  Anlaß  des  Krimkrieges  gegebene  Handschreiben  vom 
i8.  2.  1856 1,  gerichtet  an  den  Großwezir  Mehmed  Emin  Aali 
Pascha,  enthält  im  wesentlichen  eine  Bestätigung  des  Hand- 
schreibens von  183g.  Der  Hauptfortschritt  liegt  in  der  Anerkennung 
des  Grundsatzes  von  der  rechtlichen  und  gesellschaftlichen  Gleich- 
stellung aller  Untertanen,  der  später  in  Artikel  1 7  der  Verfassung 
noch  deutlicher  zum  Ausdruck  gekommen  ist:  „Alle  Osmanen  sind 
vor  dem  Gesetze  gleich  und  haben  gleiche  Rechte  und  Pflichten 
gegen  das  Land  2." 

Sodann  wird  die  Zulassung  aller  Untertanen  zum  Staatsdienste 
nach  ihrer  Fähigkeit  und  Eignung  hervorgehoben  (Nr.  g  des  Hand- 
schreibens). Von  Bedeutung  ist  ferner  die  Büdung  der  gemischten 
Verwaltungsräte  3  (Nr.  11)  in  den  Provinzen.  Endlich  heißt  es  in 
Nr.  1 2 :  „Die  Straf-  und  Handelsgesetze  sowie  die  Prozeßordnung 
für  die  gemischten  Gerichte  werden  in  aller  Eile  fertiggestellt 
werden.  Die  wichtigsten  dieser  Gesetze  sind:  das  Strafgesetz- 
buch vom  10.  8.  1858'^;  das  Grundbesitzgesetz  vom  21.  4.  1858 
Anhang  zum  Handelsgesetzbuch  vom^  30.  4.  1860^,  das  Seehandels- 
gesetzbuch vom  21.  8.  1863  7,  die  Handelsprozeßordnung  vom  15.  10. 
18618. 

Am  3.  7.  i86i  bestieg-  Sultan  Abdul  Aziz  den  Thron  ^.  In  den 
ersten  Jahren  seiner  Regierung^szeit  erstand  der  Türkei  ein  Mann, 
der  wie  kein  anderer  berufen  schien,  das  Werk  der  Reform  fort- 

1  10.  Gemazil-achira  1272.  s.  D.  i  I  7,  A.  II  14. 

2  ^osmanlylaryn  kjäffesi  qanünda  we  memleketin  huqüq  we  wezäjyfynda  mütesäididir. 
'  megälisi  idäre. 

•  28.  Zi'l-higge  1274,  s.  D.  1  I  537,  A,  II  212;   es  wurde  in  großen  Teilen  ersetzt  durch 
das  Gesetz  vom  4.  6.  191 1  (s.  D.  2  III  436). 

5  7.  Ramazan  1274,  s.  D.  i  I  165,  A.  I  57. 

•  s.  D.i  I  445,  g.  Sawwal  1276. 

▼  s.  D.i  1  466,  6.  Rebi'üi  ewwel  1280.  > 
«  s.  D.I  I  780,  10.  Rebi*ül  ächir  1278. 

•  Ch.  (aus  diesem  Anlaß)  s.  Ü.  i  I  14. 
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zuführen:  Midhat  Pascha.  Dieser  hatte  seine  Staatslaufbahn  als 
Schreiber  angefangen;  frühzeitig  gewann  er  das  Vertrauen  Fuad 
Paschas,  der  ihm  die  praktische  Durchführung  des  1864  aus- 
gearbeiteten Wüajetgesetzesi  in  der  Donauprovinz  (Bulgarien)  auf- 
trug. Midhat  löste  diese  Aufgabe  mit  solchem  Erfolge,  daß  die 
Regierung  im  Jahre  1867  die  Anwendung  des  genannten  Gesetzes 
auf  das  ganze  Reich  beschloß.  Als  Gouverneur  der  Provinz  Irak 
konnte  Midhat  zum  zweiten  Male  eine  Probe  seiner  schöpferischen 
Fähigkeit  ablegen.  Schon  vorher  war  er  zum  Präsidenten  des 
1868  geschaffenen  Staatsrates  ernannt  worden.  Diese  Behörde,  als 
deren  vorzüglichste  Aufgabe  die  Ausarbeitung  neuer  Gesetze  be- 
stimmt wsLT^y  entfaltete  bald  nach  ihrer  Gründung  eine  äußerst 
fruchtbare  Tätigkeit.  In  rascher  Folge  erschienen  ein  Staatsan- 
gehörigkeitsgesetz 3,  eine  Reihe  Ergänzungen  zum  Wilajetgesetze* 
und  endlich  das  in  den  Jahren  1869  —1876  veröffentlichte  Bürger- 
liche Gesetzbuch  letzteres  unter  Leitung  des  Justizministers  ^  Ahmed 
Dschewdet  Pascha  (vollzogen  am  26.  Sa^ban  1293). 

I.  Die  Entstehung  des  Staatsgrundgesetzes 
vom  23.  12.  1876. 

Nachdem  um  1875  die  Vorbedingungen  für  den  modernen  Rechts- 
staat durch  die  bisherigen  Reformen  geschaffen  zu  sein  schienen, 
konnte  man  daran  denken,  nunmehr  auch  den  letzten  Schritt  zu 
tun,  der  auf  diesem  Wege  folgerichtig  noch  übrig  blieb,  nämlich 
die  Ausarbeitung  einer  Verfassungsurkunde.  Als  Vater  dieses  Ge- 
dankens ist  unstreitig  Midhat  Pascha  anzusprechen.    Er  galt  als 

1  le§klläti  wiläjet  nizämnäraesi  vom  7.  Gemazi'l-achira  1281,  s.  D.  1  I  608. 

2  grundlegende  Verordnung  vom  8.  Zi'l-higge  1284,  s.  D.  ^  I  703. 
tanzlmät  däiresi,  d.  i.  Reformgesetzgebungsabteilung, 
mükije  däiresi,  d.  i.  Zivilverwaltungsabteilung, 

mälij'e  däiresi,  d.  i.  Finanzabteilung. 
Über  den  Staatsrat  vgl.  N.  O.  III  Nr.  8. 

•  s.  D.  1  I  16,  A.  1  7  (taba'ljeti  ^osmänije  qänünnämesi),  vom  6.  Sawwai  1285  (21.  i-  1869), 
ergänzt  durch  Gesetz  vom  3.  4.  1917  (T.W.  Nr.  2861). 

*  idäre'i  ^umümije  imläjei  nizämnäm^si  vom  29.  Sav(?wal  1287  (21.  i.  1871),  s.  D.  1  I  625, 
A.  III  7.  Das  Gesetz  wurde  später  ersetzt  durch  das  Gesetz  vom  17.  Rebi^ül  ächir  1331 
(26.  3.  1913),  s.  D.  2  V  186  (idäreH  wiläjät  qänüni  muwaqqati). 

*  ahkjämi  'adlije  niegeUeleri,  s.  D.  1  I,  A.  VI  und  VII. 

•  vgl.  Verordnung  vom  20.  5.  1879  ('adlije  we  mezähyb  nezärctinin  wezßßfi  dächit^esi 
mzänmämesi)  (s.  D.  1  I  125);  ersetzt  durch  Verord.  vom  5.  6.  191 1  (s.  D. 2  III  467)  dun 
vom  13.  4.  u.  30.  6.  1915  (s.  T.  W.  Nr.  2142  u.  2226). 


der  Führer  der  jungen  Türkei,  einer  Partei,  die  unter  Schonung 
des  Althergebrachten  die  modernen  Staatseinrichtungen  Europas 
für  das  Osmanische  Reich  nutzbar  zu  machen  suchte.  Wie  Preußens 
großer  Staatsmann  und  Reformator,  der  Freiherr  vom  und  zum 
Stein,  so  hatte  auch  Midhat  durch  das  Studium  der  französischen 
Revolution  von  1789  die  Überzeugung  gewonnen,  daß  die  Rettung 
vor  dem  drohenden  Untergange  des  Staates  lediglich  in  einer  Er- 
neuerung und  Umbildung  von  Grund  auf  zu  suchen  sei.  Um  diese 
zu  erreichen,  müßten  die  im  Volke  schlummernden  Kräfte  nutzbar 
gemacht  werden.  Alle  Osmanen,  Müslime  wie  Christen,  seien  des- 
halb zur  Mitarbeit  an  der  großen  Aufgabe,  das  gemeinsame  Vater- 
land 1  durch  seine  eigenen  Kräfte  zu  stärken  und  gegen  seine 
Feinde  zu  verteidigen,  heranzuziehen.  Darum  erwartete  Midhat 
als  leidenschaftlicher  Bewunderer  der  Engländer  und  ihrer  Staats- 
einrichtungen alles  Heil  von  einer  Verfassung  und  hielt  die  bloße 
Gründung  einer  Volksvertretung  für  ausreichend,  um  alle  Mißstände 
zu  beseitigen.  Er  bewog  daher  den  Sultan  Abdul  Aziz  zu  dem 
Erlaß  vom  12.  12.  1875  2,  in  dem  allgemeine  Reformen  in  Aussicht 
gestellt  und  insbesondere  die  Unabhängigkeit  der  Richter  gewähr- 
leistet wird.  Zur  Durchführung  der  darin  verheißenen  Reformen 
wurde  ein  ausführender  Rat^  aus  hohen  Beamten  und  Würden- 
trägern unter  Vorsitz  des  Großwezirs  gebildet;  doch  bald  darauf 
wurde  dieser  wieder  abgeschafft. 

Da  der  Sultan  den  Aufgaben,  die  an  ihn  herantraten,  nicht  mehr 
gewachsen  schien,  wurde  er,  nachdem  die  Softas  bereits  am  io.  5, 
1876  den  Grol^wezir  Mahmud  Nedim  zum  Rücktritt  gezwungen 
hatten,  am  30.  5.  1876  auf  Grund  eines  Fetwa  des  Scheich-ül-islam 
ChairuUah  für  abgesetzt  erklärt,  und  sein  Neffe  bestieg  als  Murad  V. 
den  Thron.  Doch  wurde  dieser  nach  kurzer  Regierungszeit  am 
31.  8.  1876  durch  seinen  Bruder  Abdul  Hamid  II.  abgelöst. 

Schon  im  Juni  1876  hatte  Midhat  Pascha  dem  Staatsrat  den - 
Entwurf  einer  Verfassung  vorgelegt,  und  am  13.  9.  1876'*  versprach 
anläßlich  seiner  Thronbesteigung  Abdul  Hamid  in  einem  Hand- 
schreiben an  Mehmed  Rüschdi  Pascha  die  Einsetzung  eines  Parla- 
ments: „Um  das  Vertrauen  des  Publikums  in  die  Gesetze  und 
Verordnungen  des  Landes  zu  stärken,  ist  es  für  notwendig  erachtet 

1  wapin. 

*  islähäti  dächiUjeje  däHr  firmäni  '^äli,  s.  D.  1  III  2,  A.  V  26. 

*  igra%t  meglisi,  s.  D.  1  III  9,  A.  V  34. 

*  23.  Sa*bän  1293,      A.  V  2.  3  Tage  später  yollzog  der  Sultan  die  Medschelle. 
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worderij  einen  allgemeinen  Rat^  zu  schaffen,  der  mit  dem  Leben 
des  Volkes  in  dauernder  Beziehung  stehe.  Dieser  Rat  wird  die 
genaue  Ausführung  der  Gesetze  und  Verordnungen  verbürgen,  die 
schon  bestehen  und  gemäß  den  Vorschriften  des  göttlichen  Rechts 
und  den  wahren  Bedürfnissen  des  Landes  zu  erlassen  sind.  Er  wird 
eine  Kontrolle  über  die  Staatseinnahmen  und  -ausgaben  ausüben." 

Alsbald  begann  nun  eine  Kommission  von  28  Mitgliedern,  wovon 
10  Ulema  waren,  unter  dem  Vorsitz  von  Serwer  Pascha,  mit  der 
Ausarbeitung  eines  Verfassungsentwurfes.  Die  Geistlichen  äußerten 
bei  vielen  Punkten  Bedenken  gegen  den  Plan  der  Regierung  wegen 
angebhcher  Verletzung  des  göttUchen  Rechts  2.  Zwar  stand  dieses 
einer  Beschränkung  der  Rechte  des  Sultans  nicht  im  Wege,  heißt 
es  doch  im  Koran  (42,36):  „Und  ihre  Sache  ist  Gegenstand  der 
Beratung  zwischen  ihnen  Aber  müßte  ein  Parlament  nicht  aus 
Mohammedanern  zusammengesetzt  sein  ?  Man  erwiderte  ihnen,  daß 
das  göttliche  Recht  durch  die  Teilnahme  von  Christen  an  der  Volks- 
vertretung in  keiner  Weise  berührt  werde.  Die  Ulema  beruhigten 
sich  erst,  als  sie  sahen,  daß  ihr  Führer,  der  Scheich-ül-islam  (Chair- 
uUah)  sich  der  Meinung  der  Mehrheit  anschloß. 

Am  12.  10.,  nach  noch  nicht  drei  Wochen  seit  ihrem  Zu- 
sammentritt, hatte  die  Kommission  den  Hauptteil  ihrer  Arbeit  be- 
endet, und  Safwet  Pascha,  der  Minister  des  Auswärtigen,  teilte  den 
Großmächten  die  bevorstehende  Einberufung  des  Parlaments  mit. 

Am  28.  10.  1876  enthielt  der  Reichsanzeiger  Anordnungen*  be- 
treffend „das  vorläufige  und  einstweilen  für  ein  Jahr  gültige  ^  Ver- 
fahren für  die  Wahl  der  Mitglieder  der  zu  bildenden  National- 
versammlung". Nach  Lösung  der  Hauptfrage  blieben  nur  einige 
Nebenpünkte  zu  erledigen,  welche  die  Kommission,  die  ihre  Sitzungen 
in  der  Hohen  Pforte  wieder  aufnahm,  mit  demselben  freiheitlichen 
Geiste  bearbeitete,  der  ihre  Tätigkeit  von  Anfang  an  beherrscht 
liatte.  Am  i.  12.  war  das  Werk  vollständig.  Midhat  Pascha 
Präsident  des  Staatsrates,  hatte,  ohne  an  den  Arbeiten  der  Kom- 
mission öffentüch  teilzunehmen,  sie  doch  mit  allem  erforderlichen 

^  meglisi  ^umümi;  dieselbe  Bezeichnung  erhielt  später  der  Landtag, 

Seri^at  oder  §erH  $erif. 
3  Der  Spruch  bezieht  sich  zwar  nur  auf  die  Mediner,  deren  Verhalten  hier  als  vorbildlich 

hingestellt  wird,   er  wird  aber  häufig  so  ausgelegt,   als   ob   damit  im  Koran  schon  vod 

einem  Parlamente  die  Rede  sei. 
*  taHlmät  (vom  10.  Sawwal  1293),  s.  A.  V  306, 
6  vgl.  hierzu  Artikel  119  der  Verfassung. 


13 

)OCXXXXXX)OOOOOOOOOCCOCOOOOeOOO0O 


Material  versehen  und  war  in  Wahrheit  die  Seele  ihrer  Verhand- 
lungen gewesen.  Er  berief  Anfang  Dezember  den  Großwezir 
Mehmed  Rüschdi  und  die  anderen  Minister  zu  sich,  um  sie  von 
dem  Entwurf  der  Kommission  in  Kenntnis  zu  setzen  und  mit 
ihnen  den  endgültigen  Wortlaut  der  Verfassung  festzustellen. 
Nicht  unbedeutende  Änderungen  scheinen  bei  dieser  Gelegenheit 
noch  vorgenommen  worden  zu  sein.  Die  Zahl  der  Artikel  wurde 
von  140  auf  119  beschränkt. 

Doch  die  Ereignisse  der  auswärtigen  Politik  drängten  auf  eine 
rasche  Erledigung;  denn  am  12.  12.  waren  auf  Englands  Vorschlag 
die  Bevollmächtigten  der  Großmächte  zu  einer  Vorkonferenz  zwecks 
Lösung  der  schwebenden  internationalen  Fragen  auf  der  Balkan- 
halbinsel in  Konstantinopel  zusammengetreten. 

Da  erhob  am  19.  12.  der  Sultan  Mi dhat  Pascha  zum  Großwezir, 
der  bereits  1872  kurze  Zeit  diese  Würde  bekleidet  hatte.  Am 
23.  12.  1876I,  zu  derselben  Stunde,  als  die  Hauptkonferenz  der 
Großmächte  eröffnet  wurde,  fand  im  Beisein  aller  Würdenträger 
des  Reichs  die  feierliche  Verlesung  des  Handschreibens  an  Midhat 
statt,  wodurch  die  Verfassung  in  Kraft  gesetzt  wurde.  Diese  er- 
hielt die  Bezeichnung  „Staatsgrundgesetz  2".  Der  von  der  amtlichen 
Übersetzungsabteilung  3  der  Hohen  Pforte  angefertigte  französische 
Wortlaut  wurde  den  Botschaftern  übermittelt.  Am  26.  12.  sandte 
Safwet  Pascha  an  die  diplomatischen  Vertreter  der  Türkei  im 
Auslande  eine  Zirkularnote  in  der  er  vor  allem  die  Überein- 
stimmung des  göttlichen  Rechts  mit  den  neuen  Einrichtungen  und 
die  Bürgschaften  für  die  Ausführung  der  Verfassung  hervorhebt, 
die  in  dieser  selbst  enthalten  seien.  Sodann  weist  er  auf  die  Teil- 
nahme des  Scheich-ül-islam  und  der  Ulema  an  der  Ausarbeitung 
der  Verfassung  hin,  wodurch  diese  in  den  Augen  der  Mohammedaner 
nicht  als  ein  Erzeugnis  fremden  Geistes,  sondern  als  ein  Ausfluß 
des  eigenen  nationalen  Gedankens  erscheine.  Die  Verfassung  sei 
kein  bloßes  Versprechen  mehr,  sie  sei  eine  vollendete  Tatsache 
und  zum  geistigen  Eigentum  aller  Osmanen  geworden.  Ihre  Weiter- 
entwicklung könne  daher  nur  durch  den  WiUen  der  gesamten 
Nation  und  den  ihres  Herrschers  aufgehalten  oder  gestört  werden. 

1  7.  Zilhigge   1293,  s.  D.  i  IV  2,  A.  V  7,  nach  Aristarchi  wurde  der  Ch.  bereits  am 
3.  Zilhigge  gegeben  (19.  12.  1876). 

2  qänüni  esäsi. 

3  tergumän  odasy. 

*  s.  Ubicini,  Constitution  .  .  .  S.  52. 
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Sie  sei  von  Europa  weder  gefordert  noch  vorgeschlagen  worden. 
Die  osmanische  Reg-ierung  habe  also  das  Bewußtsein,  keinen  fremden 
Ideen  Einlaß  gewährt  zu  haben,  und  könne  darum  fordern,  daß 
Europa  dieser  jungen  Schöpfung  des  osmanischen  Geistes  Ver- 
trauen schenke. 

II.  Der  erste  Landtag  und  das  wechselnde  Schicksal 
der  Verfassung  bis  zu  ihrem  Siege  am  23.  7.  1908. 

Die  Verkündung  der  Verfassung  am  23.  12.  1876  rief  im  ganzen 
türkischen  Reiche  bei  allen  Teilen  der  Bevölkerung  einen  ähnlichen 
Jubel  hervor,  wie  die  am  26.  8.  1789  von  der  Assemblee  Nationale 
beschlossene  Erklärung  der  Menschenrechte  (Declaration  des  droits 
de  l'homme  et  du  citoyen  i). 

Mit  Recht  hob  Safwet  Pascha  in  seiner  Note  vom  26.  12.  das 
gute  Einvernehmen  zwischen  Mohammedanern  und  Christen  her- 
vor, wie  es  in  ihren  Gefühlen  und  Hoffnungen  gegenüber  dem 
großen  geschichtlichen  Ereignis  zum  Ausdruck  gekommen  sei. 

Abdul  Hamid  geht  in  dem  Handschreiben  an  Mihat  Pascha 
vom  23.  12.  1876  selbst  von  dem  Gedanken  aus,  daß  dieser  Akt 
durchaus  den  Anschauungen  seines  Vaters  entspreche  und  den 
Abschluß  der  Entwicklung  bezeichne,  die  unter  dem  Namen  Tanzimät 
zusammengefaßt  werde.  Ja,  er  meint  sogar,  die  Verfassung  wäre 
ohne  Zweifel  schon  zu  Lebzeiten  Abdül  Medschids,  den  er  den 
„Reformator  des  Reiches"  nennt,  erlassen  worden,  wenn  es  nur  die 
Umstände  und  Verhältnisse  jener  Zeit  erlaubt  hätten. 

Die  Wahlen  zum  Landtag  wurden  nach  den  Anweisungen  vom 
28.  10.  18762  im  Januar  1877  vollzogen.  Da  die  Konferenz  der 
Mächte  bereits  am  15.  1.  ihre  Forderungen  der  Pforte  in  der 
Form  eines  Ultimatums  überreicht  hatte,  so  hatte  Midhat  noch 
vor  dem  Zusammentritt  des  Landtags  einen  „großen  Rat"  von 
mehr  als  200  Geistlichen  und  weltlichen  Würdenträgern  einberufen, 
der  wie  im  Jahre  1827^  und  später  1913*  über  die  auswärtige 
Politik  der  Türkei  entscheiden  sollte.   Am  18.  1.  lehnte  dieser  mit 

ein  I.  vom  Januar  1877  erklärte  den  11.  Kjanuni  ewwel  (=  23.  Dezember)  zum  National- 
feiertag; vgl.  S.  28  Anm.  2. 

2  vgl.  S.  12  Anm.  4. 

3  vgl.  S.  8. 
*  vgl.  S.  35. 
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großer  Mehrheit  die  Forderungen  der  Konferenz  ab,  worauf  diese 
sich  am  20.  1.  auflöste. 

Da  trat  ein  Ereignis  ein,  das  in  der  Türkei  wie  in  Europa  Auf- 
sehen erregte,  den  Eingeweihten  aber  nicht  unerwartet  kam:  Midhats 
Sturz.  Schon  wenige  Tage  nach  der  Verkündung  der  Verfassung 
hatte  Midhat  die  Überzeugung  gewonnen,  daß  Abdul  Hamid  nur 
aus  Gründen  der  auswärtigen  Politik  sich  zu  dem  Schritt  vom 
23.  12.  entschlossen  hatte  und  von  vornherein  die  Absicht  hegte, 
sich  der  lästigen  Fesseln,  die  ihm  die  Verfassung  auferlegte,  so 
bald  als  möglich  zu  entledigen.  Vor  allem  wandte  sich  der  Sultan 
gegen  die  Presse,  die  nach  seiner  Meinung  ihre  Freiheit  miß- 
brauchte 1. 

Midhat  scheute  sich  nicht,  Abdul  Hamid  freimütig  seine  Meinung 
zu  sagen.  In  einem  Briefe  vom  30.  1.  18772,  den  er  an  den 
Sultan  richtete,  schrieb  er:  „Wenn  die  Befehle  Ew.  Majestät  dem 
Wohle  der  Nation  widersprechen,  so  bin  ich  genötigt,  ihnen  den 
Gehorsam  zu  verweigern,  denn  die  Last  der  Verantwortung  würde 
zu  schwer  für  mich  sein.  Wenn  aber  Ew.  Majestät  glauben,  mich 
von  dem  Amte  des  Großwezirs  entheben  zu  müssen,  so  habe  ich 
nur  den  einen  Wunsch,  daß  es  einem  starken  und  fähigen  Manne 
anvertraut  werde."  Doch  Midhat  fand  beim  Sultan  kein  Gehör. 
Seine  persönlichen  Gegner,  besonders  Damad  Mahmud  Pascha 
setzten  es  vielmehr  durch,  daß  er  am  5.  2.  1877  verbannt  wurde 
(auf  Grund  des  Artikels  1 1 3  der  Verfassung). 

Am  IQ.  3.  1877  wurde  der  erste  Landtag  mit  einer  Thronrede  ^ 
eröffnet,  so  wie  dies  in  Artikel  45  der  Verfassung  vorgesehen  war. 
Es  heißt  darin:  „Die  Fortschritte  in  den  Kulturstaaten,  ihre  Sicher- 
heit und  ihr  Reichtum  sind  die  Frucht  der  Teünahme  aller  Staats- 
bürger an  der  Gesetzgebung  und  der  Besorg'ung  der  öffentlichen 
Angelegenheiten.  Ich  habe  es  für  notwendig  gehalten,  auch  für 
uns  auf  diesem  Wege  die  Mittel  zum  Fortschritt  zu  suchen,  indem 
Ich  das  allgemeine  Stimmrecht  zur  Grundlage  unseres  öffentlichen 
Rechts  machte,  und  in  diesem  Sinne  habe  Ich  die  Verfassung  ge- 
geben. Abgesehen  von  anderen  Vorzügen,  die  sie  bietet,  wird  sie 
die  Brüderlichkeit  und  Einigkeit  unter  Meinen  Völkern  fördern. 
Von  nun  an  werden  alle  Meine  Untertanen,  die  Kinder  desselben 

1  vgl.  Artikel  12  der  Verfassung;  vgl.  N.  O.  III  320  (über  die  Entwicklung  der  türkischen 
Presse). 

2  s.  Fesch,  Constantinople  .  .  . 
'  s.  A.  V  295. 
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Vaterlandes  sind  und  unter  dem  Schutze  desselben  Rechtes  leben, 
den  gleichen  Namen  tragen:  Osmanen." 

Ein  reichhaltiges  Arbeitsprogamm  wird  in  der  Thronrede  für 
die  erste  Tagung  des  Landtag-s  entworfen:  Geschäftsordnungen 
für  den  Senat i  und  das  Abgeordnetenhaus",  ein  Wahlgesetz ^ 
sowie  die  zahlreichen  in  der  Verfassung  vorgesehenen  besonderen 
Gesetze. 

Das  Abgeordnetenhaus,  das  nach  den  Anweisungen  vom  28.  10. 
1876  (Artikel  i)  mindestens  130  Mitglieder  zählen  sollte,  setzte 
sich  aus  115  Abgeordneten*  zusammen,  von  denen  sich  69  zum 
Islam  bekannten.  Die  Aufgabe  des  ersten  Präsidenten  Ahmed 
Wefik  Efendi,  die  manchmal  recht  stürmischen  Debatten  in  die 
Bahn  einer  ruhigen  parlamentarischen  Verhandlung  zu  lenken,  war 
namentlich  im  Hinblick  auf  das  heftige,  zielbewußte  Auftreten  der 
Griechen  nicht  leicht.  Im  allgemeinen  zeigten  aber  die  Abge- 
ordneten einen  hohen  patriotischen  Eifer  und  starke  Arbeitslust. 
Der  Präsident  des  Senates,  der  aus  32  Mitgliedern  bestand,  war 
Serwer  Pascha.  Die  erste  Tagung,  die  nach  Artikel  5  der  An- 
weisungen vom  28.  10.  1876  mindestens  drei  Monate  dauern  sollte, 
wurde  am  28.  6.  1877  geschlossen. 

Am  13.  12.  1877  wurde  das  zweite  Sitzungsjahr  abermals  mit 
einer  Thronrede  ^  eröffnet.  In  dieser  betonte  Abdul  Hamid  die 
Notwendigkeit  der  vollständigen  Durchführung  der  Verfassung 
von  neuem,  und  drückte  seine  Zufriedenheit  über  die  zahlreichen 
Meldungen  von  Freiwilligen  aus,  die  sich  für  die  durch  die  Ver- 
ordnung vom  17.  11.  1877^  geschaffene  Bürgerwehr  zur  Ver- 
fügung gestellt  hatten. 

Ferner  heißt  es  in  der  Thronrede:  „Bisher  wurde  das  Gemeinde- 
verwaltungsgesetz für  Konstantinopel  und  für  die  Provinzen  ^  an- 
genommen und  bestätigt,  desgleichen  die  Geschäftsordnung  des 

1  vom  20.  9.  1877,  s.  D.  1  IV  20,  A.  V  310. 

2  vom  13.  5.  1877,  s.  D.  1  IV  36,  A.  V  326;  beide  wurden  1916 — 1917   wesentlich  ab- 
geändert; vgl.  N.  O.  III  Nr.  7,  9,  10,  II. 

3  dieses  wurde  im  Jahre  1877  ausgearbeitet;   doch  der  Sultan  versagte  ihm  damals  die 
Bestätigung;  erst  am  2.  8.  1908  wurde  es  durch  I.  in  Kraft  gesetzt;  vgl.  S.  22. 

*  Liste  der  Abgeordneten  s.  A.  V  348. 
^  s.  A.  V  303. 
6  s.  D.i  IV  66. 
'^asakiri  mükije. 

8  s.  Young  VI  151  (vom  5.  10.  1877  =  27.  Ramazan  1294);  später  abgeändert  durch  Gesetz 
vom  15.  7.  1912  (s.  D.  2  IV  567). 
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Senats  und  des  ^Abgeordnetenhauses  In  dieser  Tagung  werden 
Ihnen  wichtige  Vorlagen,  die  der  Staatsrat  bearbeitet  hat,  zugehen, 
u.  a.  eine  Prozeßordnung  2,  ein  Wahlgesetz  3,  ein  Gesetz  über  die 
Minister  und  den  Ministerrat,  den  Hohen  Rat  und  den  Rechnungs- 
hof. Ferner  harren  der  Erledigung  das  Wilajetgesetz,  Preßgesetz, 
Steuergesetz,  Gesetz  über  den  Belagerungszustand,  die  sämtlich 
schon  in  der  ersten  Tagung*  Gegenstand  Ihrer  Beratung  waren. 
Ihre  besondere  Aufmerksamkeit  lenke  ich  auf  den  Staatshaushalts- 
plan füi  dieses  Jahr.  Wir  glauben  einen  deutlichen  Beweis  Unserer 
festen  Absicht  gegeben  zu  haben,  auf  der  Bahn  des  Fortschrittes 
zu  beharren,  indem  Wir  Ihre  Aufmerksamkeit  auf  die  inneren 
Reformen  richten,  zu  einer  Zeit,  in  der  das  Reich  noch  in  einen 
großen  Krieg*  verwickelt  ist.  In  den  Fragen  der  Gesetzgebung 
und  PoHtik  kann  man  nur  durch  eine  völlig  freie  Aussprache  zur 
Wahrheit  gelangen." 

Nichtsdestoweniger  wurde  der  Landtag  schon  zwei  Monate  später, 
am  14.  2.  1878  geschlossen^. 

Der  ung*lückliche  Friede  von  San  Stefano  vom  3.  3.  1878  stand 
vor  der  Tür.  Abdul  Hamid  konnte  darum  von  der  Fortsetzung 
der  konstitutionellen  Regierung,  nicht  mehr  wie  im  Jahre  1876, 
einen  günstigen  Eindruck  auf  Europa  erwarten.  Außerdem  hatten 
die  Abgeordneten  gerade  die  Mißwirtschaft  im  Finanzwesen  einer 
scharfen  Kritik  unterzogen,  die  dem  Sultan  besonders  unang*e- 
nehm  war.  Man  hat  später  wohl  gesag-t,  das  türkische  Volk  sei 
in  damaüger  Zeit  noch  nicht  reif  gewesen,  um  das  Wesen  des 
Parlamentarismus  zu  würdig*en.  Midhat  Pascha  sei  bei  der  Ein- 
führung* einer  modernen  Verfassung  nach  europäischem  Muster  zu 
theoretisch  vorgegangen.  Demgegenüber  muß  festgehalten  werden, 

1  vgl.  S.  16. 

vgl.  S.  17  Anm.  4  b. 
3  vgl.  S.  16  Anm.  3. 

*  Die  wichtigen  Justizgesetze   ergingen  sämtlich  in  der  Form  provisorischer  Gesetze  im 
Jahre  1879: 

a)  das  Gerichtsverfassungsgesetz  (mehäkimi  nizämije  fcskiläti  qänüny)  vom  10.6.  1879 
(s.  D.i  IV  23s). 

b)  die  Zivilprozeßordnung  (usüli  muhäkemäti  hiiqüqije  qänüny)  vom  21.  6.  1879 
(s.  D.  1  IV  257);  abgeändert  durch  Gesetz  vom  8.  4.  1911  (s.  D.  2  HI  261)  und 
17.  10.  1914  (s.  D.  2  VI  1352). 

c)  die  Strafprozeßordnung  vom  24.  6.  1879  (s.  D.i  IV  131);  ergänzt  durch  vorläufige 
Gesetze  vom  24.  9.  191 2  (T.  W.  Nr.  1240)  und  4.  10.  1913  (T.  W.  Nr.  1602). 

d)  vgl.  S.  10  Anm.  6. 
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daß  Midhat  Pascha  in  allen  Zweigen  der  Verwaltung,  in  denen  er 
tätig  gewesen  ist,  eine  außerordentliche  Erfahrung  in  der  Be- 
handlung von  Menschen  zeigte  und  einen  Beweis  seines  genialen 
praktischen  Könnens  erbrachte. 

Jedenfalls  hat  dieser  Anfang  des  Verfassungslebens  in  der  Türkei 
in  den  Jahren  1876  bis  1878  in  Europa  wie  im  osmanischen  Reiche 
Hoffnungen  erweckt,  die  vielleicht  nicht  ganz  unberechtigt  waren, 
und  die  seit  1908  sich  vollziehende  Neugeburt  der  Türkei  wäre 
wahrscheinlich  schon  früher  in  Erscheinung  getreten,  wenn  man 
die  Arbeit  Midhat  Paschas  geduldig  fortgesetzt  hätte. 

Über  die  rechtliche  Grundlage  der  Schließung  des  Landtags 
am  14.  2.  1878  auf  unbestimmte  Zeit  ist  folgendes  zu  sagen: 
Zweifellos  bestand  für  den  Sultan  rechtlich  kein  Zwang,  im  Jahre 
1876  eine  Verfassung  zu  oktroyieren  und  noch  weniger  eine  zu 
vereinbaren.  Es  handelt  sich  also  um  eine  freiwillige  Selbst- 
beschränkung, die  sich  der  Sultan  hinsichtlich  der  Ausübung 
der  Regierungsrechte  auferlegte.  Insofern  trägt  also  der  Staatsakt 
vom  23.  12.  1876  denselben  Charakter  wie  die  Verkündung  der 
preußischen  Verfassung  am  31.  1.  1850,  aber  wie  diese  nach 
vollzogener  Revision  durch  die  Revisionskammern  endgültig  sein 
sollte  (vgl.  Artikel  107),  so  sollte  die  osmanische  nach  des  Sultans 
eigenem  Willen  auch  dauernd  sein  (vgl.  Artikel  115,  116).  Auch 
Safwet  Pascha  hatte  in  der  Note  vom  26.  12.  1876I  betont,  daß 
eine  Abänderung  der  Verfassung  nicht  ohne  den  Wülen  der 
Nation  erfolgen  könne,  daß  also  der  Sultan  gewissermaßen  das, 
was  er  oktroyiert  habe,  nicht  mehr  einseitig  zurücknehmen 
könne.  Und  doch  geschah  die  Unterdrückung  der  Verfassung, 
wenigstens  nach  Abdul  Hamids  Worten,  gerade  auf  den  Rat 
Safwet  Paschas  2. 

Abdul  Hamid  vermied  eine  Auflösung^  des  Landtags  wegen 
der  daran  geknüpften  Folgen  (vgl.  Artikel  7,  73)  und  zog  die 
Schließung^  vor,  wozu  ihm  Artikel  44  das  Recht  gab.  Jedoch  hätte 
nach  dem  unzweideutigen  Wortlaute  des  Artikels  43  der  Landtag 
am  13.  11.  1878  wieder  eröffnet  werden  müssen.  Einen  Schutz 
gegen  eine  parlamentslose  Zeit  enthielt  auch  Artikel  99  (jährliche 
Prüfung  des  Staatshaushalts  durch  den  Landtag). 

1  vgl.  S.  13  Anm.  4. 

2  vgl.  Ch,  vom  I.  8.  190S:  D.  2  I  II  (vgl.  S.  20  Anm.  7). 
8  fes-ch. 

4  faHil. 
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Abdul  Hamid  hob  zwar  nie  formell  die  Verfassung  auf,  vielmehr 
suchte  er  geflissentlich  die  Vorstellung  aufrechtzuerhalten,  daß  das 
Staatsgrundgesetz  ^  auch  weiter  Geltung  habe,  indem  er  es  all- 
jährhch  im  amtüchen  Staatskalender  2  abdrucken  ließ.  In  Wahrheit 
aber  entfernte  er  sich  immer  weiter  vom  Geiste  der  Verfassung, 
so  daß  es  schließlich  so  weit  kam,  daß  bei  hoher  Strafe  verboten 
war,  auch  nur  das  Wort  qänüni  escisl  auszusprechen.  Ebenso  war 
das  W^ort  wataii  „Vaterland"  streng  verpönt. 

Doch  die  Erinnerung  an  Midhats  Zeit  blieb  lebendig.  „Das  Par- 
lament ging,  jedoch  der  Freiheitsgedanke  wurde  in  dem  Herzen 
der  Nation  nicht  ausgelöscht  V*  Die  Jungtürken,  wie  die  Anhänger 
Midhats  hießen,  vermehrten  sich  trotz  der  Verfolgungen,  denen  sie 
ausgesetzt  waren.  Ahmed  Riza,  Abdullah  Dschewdet,  Ishak  Sak- 
jüti  u.  a.  wurden  nicht  müde,  im  Auslande  in  Zeitungen  wie 
„Sürä^i  ümmet"  („Nationalrat"),  „Mesweret"  („Beratung")  in  Paris  und 
„'Osmanly"  („Osmane")  in  Genf,  sowie  in  den  dort  begründeten 
Comit^  „Union  et  progres*"  den  Verfassungsgedanken  zu  pflegen 
und  auszubreiten;  in  der  Türkei  selbst  fand  ein  Geheimbund,  der  seit 
1906  seinen  Mittelpunkt  in  Saloniki  hatte,  beträchtlichen  Anhang, 
besonders  im  III.  (mazedonischen)  Armeekorps.  Die  Zusammen- 
kunft des  Königs  von  England,  Eduards  Vn.,  mit  dem  Zaren  von 
Rußland,  Nikolaus  II.,  am  q.  6.  1908  gab  das  Zeichen  zur  Erhebung*. 
Diese  brach  dreißig  Jahre  nach  der  Unterdrückung  der  Verfassung 
im  Juli  mit  elementarer  Gewalt  aus.  Dank  der  Tatkraft  Niazi  Bejs 
und  En  wer  Bejs,  der  beiden  Helden  der  Freiheit^,  führte  die  Be- 
wegung zu  raschem  Siege.  Abdul  Hamid,  der  die  ihm  drohende 
Gefahr  rechtzeitig  erkannte,  stellte  sich  plötzlich  als  Freund  der 
Jungtürken  und  gab  am  23.  7.  1908  einen  Erlaßt,  durch  den  die 
Einberufung  des  Landtags  angeordnet  wurde.  Damit  triumphierte 
der  Gedanke  des  Staatsmannes,  der  ein  Menschenalter  vorher  in 
die  Verbannung  geschickt  worden  war.  Mit  Stolz  wiesen  die 
Jungtürken  später  darauf  hin,  daß  ihre  Ideen  sich  ohne  großes 
Blutvergießen  Bahn  gebrochen  hatten:  „Ce  n'etait  pas  une  r6vo- 
lution,  c'etait  une  evolution."    (Über  die  Zeit  von  1878  bis  1908 

1  qänüni  esäsi. 

2  sälnämeH  dewleti  ^alye'i  ^osmänlje. 

3  vgl.  Faik,  Die  Geschichte  .  .  . 

*  ^osmanly  ittihäd  ive  teraqqi  gem%jeti. 

meh'Utv'etin  mügäJiidi,  d.  i.  Vorkämpfer  des  Verfassungsgedankens. 
6  24.  Gemazil-achira  1326  =  10.  Tammuz  1324;  s.  D.  2  I  i. 

2* 
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vgl.  die  umfangreiche  Literatur  bei  „Hartmann,  Die  neuere 
Literatur  . . .".) 

Die  Verfassung  war  wieder  hergestellt;  aber  hatte  der  Gedanke 
diesmal  tiefer  Wurzel  geschlagen,  und  war  er  stark  genug,  um  sich 
trotz  aller  Stürme  behaupten  zu  können?  Die  Antwort  auf  diese 
Fragen  mußte  die  nächste  Zeit  geben. 

III.  Das  erste  Sitzungsjahr  des  zweiten  Landtags 
und  das  Gesetz  vom  2L  8.  1909. 

Der  kluge  Schritt,  den  Abdul  Hamid  am  23.  7.  1908  tat,  rief  im 
ganzen  Reiche  eine  Begeisterung  hervor,  die  diejenige  von  1876 
weit  übertraf.  Überall  erscholl  der  Ruf:  „Lang-  lebe  unser 
Herrscher!  1"  und:  „Wir  haben  eine  Verfassung! 2."  Alle  Schuld 
an  dem  Elend  der  Vergangenheit  maß  das  bedrückte  und  ge- 
ängstigte Volk  nur  den  gewissenlosen  Ratgebern  des  Sultans  zu. 

Der  Sultan  gab  sich  den  Anschein,  als  sei  er  der  aufrichtigste 
Freund  der  Jungtürken.  Allen  Teilnehmern  an  der  Erhebung 
sicherte  er  in  weitestem  Umfange  Straffreiheit  zu  (vgi.  die  Am.- 
nestieerlasse  vom  27.,  28.  7.  und  13.  8.  1908  s). 

In  dem  Erlaß  vom  23.  7.  1908  über  die  Einberufung  des  Land- 
tags heißt  es:  Zwar  sei  die  Verfassung  in  Kraft,  und  wenn  der 
Landtag  seit  einiger  Zeit  nicht  versammelt  gewesen  sei*,  so  habe 
dies  nur  an  dem  derzeitigen  Zustand  des  Landes  gelegen.  Um 
aber  ein  Blutvergießen  und  Eingreifen^  der  Großmächte  zu  ver- 
hüten, habe  der  Ministerrat  beschlossen,  die  Wahs  zu  ersuchen, 
gemäß  dem  bestehenden  Wahlgesetze  zur  Wahl  von  Abgeordneten 
zu  schreiten. 

Dieser  Erlaß  durfte  auf  Grund  eines  Erlasses  von  demselben 
Tage  6  in  den  Zeitung-en  Konstantinopels  abgedruckt  werden. 

Am  1.  8.  1908  richtete  Abdul  Hamid  ein  Handschreiben"^  an 
den  neuen  Großwezir  Said  Pascha,  in  dem  er  hervorhebt,  daß  die 

-  padisahimiz  coq  jasal 
■2  mesrutijetimiz  war. 
3  s.  D.2  I  3,  5,  7,  40,  43. 

•*  hir  müddeti  inmcaqqata  icün  taHü  und:  hir  müddetden  berü  dahret  we  küSäd 

olunmamyS. 
«  müdäckalat. 
6  s.  D.2  I  2. 

'    S.  D.2  I  IT. 
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Verfassung  im  Jahre  1876  auf  seinen  persönlichen  Wunsch  hin 
verkündet  worden  sei.  Nur  darum,  weil  schlechte  Absichten  über 
die  Gedanken  des  allgemeinen  Wohles  gesiegt  hätten,  sei  sie  auf 
den  Rat  des  Ministeriums  Safwet  Pascha  zeitweilig  aufgehoben 
worden  1.  Doch  nunmehr  habe  sich  das  Volk  für  die  konstitutionelle 
Staatsform  reif  gezeigt,  und  darum  habe  er  am  23.  7.  1908  die 
Einberufung  des  Landtags  und  die  vollständige  Anwendung  der 
Verfassung  befohlen.  Den  Botschaftern  der  Mächte  habe  er  er- 
klärt, daß  in  Zukunft  die  Verfassung  in  keiner  Weise  angetastet 
werden  dürfe. 

Dieses  Handschreiben  vom  1.  8.  1908  enthält  Bestimmungen, 
die  als  eine  Ergänzung  der  Verfassung  aufgefaßt  werden  können. 
Artikel  12,  14,  22,  23,  41  der  Verfassung  werden  ausdrücklich  be- 
stätigt (in  Nr.  3,  4,  8,  9)  und  nach  verschiedenen  Richtungen  hin 
erweitert.  Der  Grundsatz  der  Unverletzbarkeit  der  persönlichen 
Freiheit,  den  schon  Artikel  9  und  10  der  Verfassung  enthält, 
kommt  in  Nr.  i  und  2  noch  deutlicher  zum  Ausdruck.  Beachtens- 
wert ist  Nr.  5;  hierin  wird  den  Polizei-  und  jedweden  anderen 
Beamten,  womit  offenbar  die  Geheimpolizisten  2  und  ihre  berüch- 
tigten Zuträger^  g'emeint  sind,  jede  Verfolgung,  die  eines  gesetz- 
lichen Grundes  entbehrt,  untersagt  (vgl.  auch  Erlaß  betreffend 
Aufhebung  der  Spionage^  vom  30.  7.  1908).  In  Nr.  6  wird  der 
Inlandspaß  abgeschafft  und  damit  die  bis  dahin  in  der  Türkei  un- 
bekannte Freizügigkeit  eing'eführt.  (Durch  Gesetz  vom  15.  3.  1915^ 
wurden  aus  Anlaß  des  Krieges  die  Fremden  in  der  Türkei  wieder 
gewissen  Aufenthaltsbeschränkungen  unterworfen.) 

Nr.  3  erklärt  jede  Art  von  Ausnahmegerichten  für  unstatthaft. 

Nach  Nr.  13  soll  der  Staatshaushalt  in  vollem  Umfange  zu  Beginn 
jedes  Finanzjahres  (am  14.  3.)  fertiggestellt  (d.  h.  vom  Landtage 
verabschiedet  sein)  und  veröffentlicht  werden,  während  Artikel  99 
der  Verfassung  nur  bestimmte,  daß  der  Voranschlag  unmittelbar 
nach  Eröffnung  des  Landtags,  also  am  14.  11.,  dem  Abgeordneten- 
haus vorzulegen  sei.  (Auch  im  Deutschen  Reiche  wird  der  Staats- 
haushalt vor  Beginn  des  Etatsjahres  (=  i.  4.)  durch  Gesetz  fest- 
gestellt (vgl.  Artikel  69  der  Verfassung  und  Gesetz  vom  29.  2.  1876).) 

1  \g\.  S.  18  Anm.  2. 

2  me'mürmi  chafije. 

3  jurnalgi. 
chufijdik:  s.  D.  2  i  9. 

^  s.  T.  W.  Nr.  2114,  übersetzt  in  N.  O.  III  Nr.  4. 
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Einen  Verstoß  gegen  die  Verfassung  enthält  Nr.  lo,  wonach 
entgegen  der  Vorschrift  des  Artikels  27  der  Verfassung  der  Sultan 
das  Recht  erhält,  außer  dem  Großwezir  und  dem  Scheich-ül-islam 
auch  den  Marine-  und  Kriegsminister  selbst  zu  ernennen.  Diese 
Erweiterung  der  Kronrechte  auf  Kosten  der  althergebrachten  Be- 
fugnisse des  Großwezirs  hatte  den  Sturz  Said  Paschas  zur  Folge. 
In  dem  Handschreiben  vom  6.  8.  1908^  wird  Artikel  27  wieder  her- 
gestellt und  gleichzeitig  Kjamil  Pascha  das  Großwezirat  übertrageii. 

Zur  Erinnerung  an  den  Tag  der  Wiederherstellung  der  Ver- 
fassung sollte  nach  dem  Erlaß  vom  3.  9.  1908^  eine  Denkmünze 
geprägt  werden,  jedoch  verzögerte  sich  die  Ausführung*  bis  zum 
Regierungsantritte  Mehmeds  V. 

Über  die  wichtige  Frage,  in  welcher  Weise  die  Wahlen  zum 
Abgeordnetenhause  vollzogen  werden  sollten,  entschied  ein  Erlaß, 
der  auf  Grund  eines  Schreibens  ^  des  Ministers  des  Innern  Memdui;i 
an  das  Großwezirat  (28.  7.  1908),  des  Protokolls  über  den  Beschluß 
des  Ministerrats^  vom  2.  8.  1908  und  eines  entsprechenden  Berichts 
(mit  Antrag  auf  Bestätigung  des  Großwezirs  Said  Pascha  am 
2.  8.  vom  Sultan  verfügt  wwde.  Darin  wurde  bestimmt,  daß 
nicht,  wie  im  Jahre  1877,  die  Anweisungen  vom  28.  10.  1876^ 
maßgebend  sein  sollten,  da  diese  unvollständig  seien  und  auch 
mit  der  Verfassung  im  Widerspruch  ständen,  sondern  der  im 
Abgeordnetenhause  selbst  1877  (während  der  ersten  Wahldauer) 
ausgearbeitete  Wahlgesetzentwurf  ^. 

Dieser  wurde  in  dem  neu  begründeten  Reichsanzeiger  ^  in  Nr.  1 
bis  5  (erschienen  am  20.  9.  1324)  zugleich  mit  einem  erg'änzenden 
Entwurf  eines  Wahlreglements  ^  veröffentlicht. 

Nachdem  die  Wahlen  zum  Abgeordnetenhause  stattgefunden 
hatten,  konnte  die  feierliche  Eröffnung  des  neuen  Landtags,  die 
gemäß  Artikel  43  der  Verfassung  und  Erlaß  vom  2.  8.  1908  schon 
am  14.  11.  1908  geplant  war,  endlich  am  17.  12.  1908  vollzogen 

1  in  D.  2  I  nicht  enthalten  I  vgl.  v.  Kraelitz-Greifenhorst,  Die  Verfassungsgesetze  .  .  . 

2  s.  D.2  I  73,  78;  vgl.  S.  28  Anm.  5. 

3  tezkire;  s.  D.  2  i  14. 

*  megUsi  machsUsi  vjükdä  nuizbafasy;  s.  D.  2  i  16. 

5  tezkireH  ma'^rüze;  s.  D.2  i  17. 

^  vgl.  S.  12;  in  D.  2  1,  irrtümlich  15.  (statt  10.)  Sawwal  1293. 

'  vgl.  S.  16;  s.  D.2  I  18  (intichäbi  meb'-üsän  qanüni  läjihasy). 

^  taqvnmi  iveqäjT. 

9  ta^Umät  läjihasy;  s.  D.2  I  37.  Weitere  Nachträge  zum  Wahlgesetz  s.  D.'-  1  45,  50,  64^ 
66,  83. 
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werden  (vgl.  Erlaß  vom  14.  12.  1908 1).  Die  Thronrede  2,  die  von 
Ali  Dschewad  Bej  (1.  Sekretär  des  Sultans  3)  verlesen  wurde,  be- 
tonte mit  besonderem  Nachdruck  das  feste  und  unabänderliche 
Verlangen  Abdul  Hamids,  der  Verfassung  gemäß  zu  regieren. 
Diese  Worte  riefen  im  Hause  laute  Beifallsrufe  hervor. 

Das  Abgeordnetenhaus  bestand  aus  233  Mitgliedern  (darunter 
180  Mohammedaner). 

Zum  Präsidenten  des  Senats  wurde  Ahmed  Muchtar  Pascha  ^ 
ernannt,  zum  Präsidenten  des  Abgeordnetenhauses  Ahmed  Riza 
Bej,  der  frühere  Herausgeber  des  „Mesweret"  und  Führer  der 
Jungtürken  in  Paris,  gewählt. 

Mit  wahrem  Feuereifer  gingen  die  Abgeordneten  an  die  Arbeit, 
um  die  Gesetzgebung,  die  so  viele  Jahre  völlig  still  g^estanden  hatte, 
mit  den  Forderungen  der  Gegenwart  in  Einklang'  zu  bringen.  Die 
ersten  Wochen  standen  im  Zeichen  einer  allgemeinen  Verbrüderung, 
doch  bald  traten  die  ersten  Hemmungen  hervor:  Parteien  bildeten 
sich,  die  sich  in  gehässiger  Form  bekämpften,  unfähige  Beamte, 
die  vor  der  neuen  Zeit  hatten  weichen  müssen,  und  unwissende 
Ulema  suchten  die  Bestrebungen  der  Jungtürken  zu  verdächtigen. 
Kjamil  Pascha  zumal  ließ  seine  Unzufriedenheit  die  Abgeordneten 
spüren,  so  daß  es  am  13.  2.  1909  zum  offenen  Bruch  kam.  Wegen 
der  plötzlichen  Entlassung*  zweier  Minister  wurde  an  diesem  Tage 
eine  Anfrage  an  den  Großwezir  gerichtet,  die  dieser  aber  erst  am 
17.  2,  beantworten  wollte.  Obwohl  der  Großwezir  nach  Artikel  38 
der  Verfassung  dazu  berechtigt  war,  beschloß  das  Abgeordneten- 
haus mit  198  gegen  8  Stimmen  eine  Adresse  an  den  Sultan,  in 
der  es  diesen  ersuchte,  Kjamil  seines  Amtes  zu  entheben.  Abdul 
Hamid  willfahrte  dem  Verlangen  der  Kammer  und  ernannte  am 
15.  2.  1909  Hussein  Hilmi  Pascha  zum  Großwezir. 

Entgegen  der  Bestimmung  des  Handschreibens  vom  1.  8.  1908 
(Nr.  13)^  war  das  Gesetz  über  den  Staatshaushalt  für  das  Finanz- 
jahr 1325  bis  zum  14.  3.  1909  noch  nicht  fertiggestellt.  Die  Re- 
gierung konnte  vielmehr  nur  ein  vorläufiges  Gesetz  für  die  Monate 
März  und  April  ^  dem  Abgeordnetenhause  vorlegen.   Dieses  wurde 

1  s.  D.2  1  105. 

-  in  D,  21  nicht  enthalten!  vgl.  ,,Osmanischer  Lloyd"  vom  18.  12.  1908. 

3  serrkjäUM  hazreti  sehrijäri, 

*  Vater  des  früheren  Botschafters  in  Berlin. 

s  vgl.  S.  21. 

6  vgl,  S.  28;  s.  D.2  I  135. 
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daselbst  am  13.  3.  angenommen  und  am  15.  3.  vom  Sultan  voll- 
zogen. 

Da  gemäß  Artikel  43  der  Verfassung  die  Tagung  am  14.  3.  ihr 
Ende  erreicht  hätte,  andererseits  aber  selbst  die  wichtigsten  Gesetze 
noch  immer  der  Erledigung  harrten,  so  verlängerte  der  Sultan  im 
Handschreiben  vom  11.  3.  1909 1  die  Sitzungsdauer  bis  zum  13.  7. 

Indessen  wollte  die  Gesetzgebungsarbeit  im  Abgeordnetenhause 
nicht  recht  vorwärtskommen.  Zur  Klärung  der  Lage  bedurfte  es 
eines  reinigenden  Gewitters.  Am  13.  4.  1909  entlud  sich  der  auf- 
gehäufte Zündstoff,  und  eine  gefährliche  Erhebung  gegen  die  Jung- 
türken und  die  Verfassung  fand  statt.  Inwieweit  diese  auf  Abdul 
Hamid  zurückzuführen  ist,  läßt  sich  nicht  mehr  einwandfrei  fest- 
stellen. Sicher  ist,  daß  der  Sultan  den  Sturz  der  Jungtürken  nicht 
ungern  sah  und  ihn  zum  mindesten  begünstigte,  denn  er  beeilte 
sich,  allen  Aufrührern  Straflosigkeit  zuzusichern,  ferner  schickte 
er  ein  Rundschreiben  an  die  Oberpräsidenten  der  Provinzen,  in 
dem  er  ihnen  den  Schutz  des  heiligen  Rechts  auftrug-.  Am  15.  4. 
ernannte  er  Tewfik  Pascha  zum  Großwezir  und  legte  auch  ihm  ans 
Herz,  daß  in  Zukunft  die  Vorschriften  des  heiligen  Rechts  wieder 
mehr  beachtet  würden.  Ahmed  Riza  Bej  legte  am  14.  4.  sein  Amt 
nieder,  und  an  seiner  Stelle  wurde  Ismail  Kemal,  der  Führer  der 
Freisinnigen  2,  zum  Präsidenten  des  Abgeordnetenhauses  gewählt. 

Diese  Ereignisse  bedrohten  in  ernster  Weise  das  Bestehen  der 
Verfassung.  Doch  diesmal  war  der  Verfassungs,sredanke  zu  stark, 
um  wieder  ertötet  werden  zu  können.  Mit  bewundernswerter  Ruhe 
und  Zielsicherheit  gingen  die  Jungtürken  vor.  Bereits  am  15.  4. 
brach  unter  Führung  von  Husein  Hüsni  Pascha  das  III.  Armee- 
korps von  Saloniki  auf.  Vor  den  Toren  von  Konstantinopel  über- 
nahm den  Oberbefehl  Mahmud  Schewket  Pascha. 

Der  Landtag,  der  einige  Tage  Icng  zu  einem  Scheindasein 
verurteilt  war,  trat  am  22.  4.  1909  in  San  Stefano  zu  einer  aus 
120  Abgeordneten  und  12  Senatoren  bestehenden  Nationalver- 
sammlung ^  unter  dem  Vorsitze  von  Said  Pascha  zusammen.  Zwei 
Tage  später  zog  Mahmud  Schewket  Pascha  nach  kurzem  Kampf 
in  Konstantinopel  ein,  das  damit  seine  zweite  Eroberung  seit  1453 
erlebte.    Am  26.  April  beschloß  die  Nationalversammlung  in  ge^ 

1  s.  D.  21  133;  die  bei  dieser  Gelegenheit  verlesene  Thronrede  s.  D.  2  I  134. 

2  ahrär,'  diese  hatten  sich  in  diesen  Tagen  erst  ebenso  wie  die  Anhänger  des  Komitees 
zu  einer  Partei  im  technischen  Sinne  zusammengeschlossen. 

3  meglisi  ^umümiji  millt. 
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heimer  Sitzung  mit  136  gegen  59  Stimmen  die  Entthronung  Abdul 
Hamids,  die  am  folgenden  Tage  tatsächlich  vollzogen  wurde,  nach- 
dem man  zuvor  ein  Rechtsgutachten  1  des  Scheich-ül-islam  darüber 
eingeholt  hatte.  In  diesem  denkwürdigen,  von  Mehmed  Zia  ed-Din 
Efendi  unterzeichneten  Schriftstück  heißt  es:  „Wenn  von  folgenden 
beiden  Entscheidungen:  i.  entweder  dem  .  .  .  vorzuschlagen,  auf 
Kalifat  und  Sultanat  zu  verzichten,  2.  oder  die  Entthronung  2  vor- 
zunehmen, von  den  Leuten  des  Lösens  und  Bindens  ^  und  den 
Herren  der  Dinge*  die  eine  als  vorteilhafter  angesehen  wird,  ist 
dann  deren  Ausführung  notwendig       Antwort:  Ja." 

Said  Pascha  legte  diese  Worte  als  auf  die  Nationalversammlung 
bezüglich  aus.  Diese  entschied  sich  einmütig  ^  für  die  Entthronung 
und  entsandte  eine  Abordnung  zu  Abdul  Hamid.  Als  ihr  Führer, 
der  Albaner  Essad  Pascha''',  den  Sultan  von  dem  gefaßten  Ent- 
schlüsse in  Kenntnis  setzte,  erwiderte  dieser:  er  habe  stets  das 
Wohl  des  Volkes  im  Auge  gehabt  und  sei  seit  der  Erneuerung* 
der  Verfassung  nie  von  deren  Wege  abgewichen.  Zu  derselben 
Zeit  teilte  eine  zweite  Abordnung  dem  Bruder  des  Sultans,  Mehmed 
Reschad  mit,  daß  er  kraft  des  Erbfolgerechtes  auf  den  Thron  der 
Osmanen  berufen  sei. 

Mehmed  V.  erließ  aus  Anlaß  der  Thronbesteigung  ein  Hand- 
schreiben an  Tewfik  Pascha  (4.  5.  1909^).  „Mein  Bruder  wurde 
aus  Gründen,  die  jedermann  bekannt  sind,  durch  einen  Beschluß 
der  Nationalversammlung  gemäß  den  Worten  des  Heiligen  Fetwa 
und  dem  Wunsche  aller  Unserer  Untertanen  des  Kalifats  und 
Sultanats  für  verlustig  erklärt,  und  Ich  bestieg  auf  Grund  des 
ewigen  Befehls  des  Königs  der  Könige  und  der  Bestimmungen 
Unserer  Verfassung  ^  und  im  allgemeinen  Einvernehmen  10  mit  der 
osmanischen  Nation  den  Thron  Unserer  erhabenen  Ahnen.   Es  ist 

1  fetwa;  s.  D.2  I  166,  übersetzt  in  W.  I.  II  19 14,  Heft  i,  S.  4. 

2  cholK 

3  erbabi  hall  we^aqd. 
*  ewlijWi  umür. 

^  wagib. 

«  bil-ittifäq;  s.  D.2  i  167. 

191 2 — 13  Verteidiger  von  Skutari,  1916  wegen  Landesverrats  degradiert  und  zum  Tode 
verurteilt.  Nicht  zu  verwechseln  ist  er  mit  Es*ad  Pascha,  dem  Verteidiger  von  Janina 
1912 — 1913  und  Befehlshaber  an  den  Dardanellen  1915. 

8  s.  D.2  I  167. 

»  qänUni  esäsi. 

^^igmä^  =  consensus  omnium. 
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Mein  lebhafter  Wunsch,  daß  allen  Untertanen  Freiheit,  Gleichheit 
und  Gerechtigkeit!  zuteil  werde." 

Über  die  rechtliche  Frage  der  Absetzung  Abdul  Hamids  ist  zu 
bemerken:  Nach  altem  osmanischem  Staatsgesetze  sind  die  Müslinie 
dem  Kalifen  zum  Gehorsam  verpflichtet,  denn  es  heißt  im  Koran 
(4,62):  „Gehorchet  Gott  und  gehorchet  dem  Gesandten  Gottes  und 
denen,  die  den  Befehl  haben  unter  Euch."  Daß  zu  diesen  in  Sonder- 
heit die  Kalifen  gehören,  wird  allgemein  angenommen.  Jedoch 
bemerkt  Beidhawi  in  seinem  Kommentar  hierzu:  „Der  Gehorsam 
gegen  sie  ist  Pflicht,  so  lange  sie  den  wahren  Weg  wandeln."  Die 
osmanische  Geschichte  ist  reich  an  Beispielen  dafür,  daß  Kahfen, 
die  offenkundig  diese  Pflicht  verletzten,  durch  Rechtsspruch  des 
Scheich-ül-islam  ihres  Thrones  für  verlustig'  erklärt  wurden. 

Inwieweit  die  Spuren  der  Verschwörung  vom  13.  4.  1909  tatsäch- 
lich in  den  Sternenpalast  2,  den  Wohnsitz  Abdul  Hamids,  führten, 
bewiesen  die  Verhandlungen  des  Kriegsgerichtes  2,  das  im  Mäi  1 909 
auf  Grund  des  Belagerungszustandes  (vgl.  Artikel  113  der  Ver- 
fassung) in  Konstantinopel  gebildet  wurde. 

Das  Abgeordnetenhaus  war  jedenfalls  von  der  Mitschuld  des 
Sultans  an  dem  schweren  Schlag,  der  gegen  die  Verfassung  ge- 
führt worden  war,  völlig  überzeugt  und  betrachtete  es  darum  als 
eine  seiner  Hauptaufgaben,  die  Verfassung  gegen  ähnliche  Vor- 
kommnisse sicherzustellen.  Nachdem  es  am  1.  5.  1909  seine  regel- 
mäßigen Sitzungen  unter  Leitung  Ahmed  Riza  Bejs  wieder  auf- 
genommen hatte,  trat  bald  die  Frage  der  Verfassungsänderung 
in  den  Vordergrund  der  Verhandlungen.  Die  Beratungen  fanden 
am  3. — 6.,  12.  5.,  7. — 9.,  14.,  17.,  28.  6.  statt.  Nach  einer  Reihe 
lebhaftester  Erörterungen  über  die  einzelnen  Artikel  nahm  das 
Abgeordnetenhaus  am  2q.  6.  1909  den  Entwurf  des  abändernden 
Gesetzes  an  und  sandte  ihn  an  den  Senat.  Dieser  nahm  nicht 
unbedeutende  Änderungen  an  dem  Entwürfe  vor^  und  teilte  diese 
dem  Abgeordnetenhause  durch  Begleitschreiben  ^  mit.  Die  Schluß- 
abstimmung im  letzteren  fand  am  12.  8.  statt.  Durch  Erlaß  von 
demselben  Tage^  wurde   die  Sitzungsdauer  abermals  verlängert 

1  hürrijet,  müsawät,  '■adalet. 

2  jyldyz  kösk. 

3  diiväni  harb. 
*  vgl.  S.  29. 

ö  tezkire. 

6  s.  D.2I  437- 
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(bis  zum  2  1.  8.),  nachdem  dies  durch  Erlaß  vom  12.  7.1  schon  zum 
zweiten  Male-  in  dieser  Tagung  geschehen  war.  Nach  Ver- 
abschiedung der  Vorlage  übergab  der  Senat  diese  dem  Großwezir 
und  am  21.  8.  1909  wurde  sie  zum  Gesetz  ^  erhoben.  An  diesem 
Tage  wurde  auch  das  erste  Sitzungsjahr  des  Landtags  durch 
ein  Handschreiben  4  g-eschlossen.  Sultan  Mehmed  V.  beauftragte 
den  Großwezir  darin,  seine  Befriedigung  über  den  Eifer,  den 
die  Mitglieder  des  Landtags  bewiesen  hätten,  zum  Ausdruck  zu 
bringen. 

In  der  Tat  konnten  diese  mit  Genugtuung  auf  die  geleistete 
Arbeit  zurückblicken.  Li  140  Sitzungen  waren  nicht  weniger  als 
50  Gesetzentwürfe  erlediget  worden,  während  der  erste  Landtag 
im  Jahre  1877  nur  über  8  Entwürfe  abgestimmt  hatte,  wovon  sogar 
nur  4  Gesetzeskraft  erlangten  ^.  Von  den  wichtigsten  Gesetzen 
dieser  ersten  Tagung  des  neuen  Landtags  seien  erwähnt: 

1.  das  Tensikatgesetz  (betreffend  die  Neuordnung  und  Säuberung 0 
des  Beamtenapparates)  vom  30.  6.  1909  und  das  entsprechende 
Gesetz  für  das  Offizierkorps  vom  7.  8.  1909'''.  Um  die  dadurch 
entstandenen  Härten  zu  vermeiden,  wurden  durch  das  Gesetz 
vom  20.  8.  1909S  Mittel  bewilligt,  um  die  durch  das  Tensikat- 
gesetz brotlos  gewordenen  Beamten  ^  zu  unterstützen. 

2.  Das  Gesetz,  betreffend  den  Heeresdienst  der  Nichtmohamme- 
daner  vom  7.  8.  1909 1^,  wodurch  das  Gesetz  von  1886 11  ab- 
geändert wurde. 

3.  Das  Preßgesetz  vom  29.  7.  1909 12. 

4.  Das  Vereinsgesetz  vom  16.  8.  1909^^. 

1  s.  D.-  i  356. 

2  vgi.  S.  24  Anm.  I. 

s  s.  D.  2  I  638;   das  1.  über  die  Gesetzeskraft  ist  im  Düstur  auffallen<lerweise  weggelassen 

worderi ! 
*  s.  D.2I  656. 

5  vgl.  S.  16. 

6  tasfijCf  s.  D. '-ä  I  326. 

'  S.D.  21421;  ergänzt  durch  Gesetz  vom  25.  5.  1911  (s.  D.  2  III  403) ;  nach  zeitweiliger 

iVufhebung  im  Jahre  1912  erneuert  durch  Gesetz  vom  23.  10.  1913  (s.  D.  2  V  838). 
8  s.  D.  2  I  634,  ergänzt  durch  Gesetz  vom  4.  i.  1917  (s.  T.  W.  Nr.  2759). 
®  ma^zGlIn. 
1"  ...  D.  2  I  420. 

11  27.  Sefer  1304. 

12  s.  D.  2  1  395. 

13  s.  B.  -  i  604. 
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5.  Das  Gesetz  über  den  Staatshaushalt  für  das  Finanzjahr  1325  1. 
Dieses  umfangreiche  (im  Düstur  165  Seiten)  erste  vollständige 
Gesetz  dieser  Art  ist  ein  Werk  des  Finanzministers  Mehmed 
Dschawid  Bej.    Es  wurde  vom  Abgeordnetenhause  am  13.  8. 
1909  angenommen  und  am  Tage  darauf  vom.  Sultan  vollzogen. 
Durch  Erlaß  vom  8.  7.  19092  wurde  der  23.  7.  (10.  Tammuz) 
zum   osmanischen  Nationalfest  ^   erhoben,  und   durch  Erlaß  vom 
6.  7.  1909^   die  Ausführung  der  bereits  früher  geplanten  Denk- 
münze endgültig  angeordnet  5. 

IV.  Der  Kampf  um  die  Artikel  7,  35,  43  und  die 
Weiterentwicklung  der  Verfassung  bis  zur  Gegenwart. 

a)  Das  zweite  Sitzungsjahr  des  Landtags  wurde  am  14.  11.  1909 
mit  einer  Thronrede^  eröffnet,  in  der  Mehmed  V.  die  Vorzüge  des 
parlamentarischen  Systems  hervorhebt,  dem  man  sich  durch  das 
Gesetz  vom  21.  8.  1909  g'enähert  hatte.  Es  sei  schon  im  heiügen 
Recht  als  ein  Weg  zum  Glücke  vorgeschrieben,  und  wenn  man 
auf  diesem  Weg'e  fortschreite,  werde  man  zu  Macht  und  Einheit 
gelangen. 

Um  die  Jahreswende  entbrannte  ein  heftiger  Kampf  zwischen 
dem  Abgeordneten  hause  und  dem  Senat. 

Die  Gründe,  die  Midhat  im  Jahre  1876  bewogen  hatten,  das  Zwei- 
kammersystem in  der  Türkei  einzuführen  mögen  ähnliche  gewesen 
sein,  wie  diejenigen,  die  in  anderen  Ländern  eine  Zweiteilung  der 
Volksvertretung  als  vorteühaft  erscheinen  heßen.  In  g-ewisser  Be- 
ziehung zeichnet  sich  der  türkische  Senat  aber  vor  den  ersten 
Kammern  anderer  Länder  aus.  Die  Bestimmungen  der  Artikel  60 
bis  64  verleihen  ihm  nämlich  den  Charakter  einer  Vertrauenskörper- 
schaft des  Sultans;  gemäß  Artikel  60  und  62  werden  die  Mitglieder 
des  Senats  vom  Sultan  auf  Lebenszeit  ernannt.  (In  Preußen  werden 

1  s.  D.2  I  438. 

2  s.  D.21351^  Vgl.  hierzu  S.  14  Anm.  I. 

3  tdi  milllji  ^osmäni;  seit  191 7  infolge  der  Kalenderreform:  23.  Tammuz, 

*  s.  D.2  I  334. 

*  vgl.  S.  22;  die  Aufschriften  dieser  Denkmünze  sollten  nunmehr  folgende  sein:  qaiHlni 
esäsy,  10.  tammüz  1324  —  hühjänieti  mcHfütc^i  '^oBmänije,  24.  GemäzÜächwa  1326, 
hürrijet,  ^adälet,  mümirät. 

*  in  D.21  nicht  enthalten!  vgl.  ,,Osmanischer  Lloyd"  vom  15.  IK  1909. 
'  Tgl.  Artikel  42  der  Verfassung. 
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seit  dem  Gesetze  vom  7.  5.  1853  und  der  Verordnung  vom  12.  10. 
1854  die  Mitglieder  des  Herrenhauses  vom  König  berufen,  teils  auf 
Lebenszeit,  teils  mit  erblicher  Berechtigung.) 

Der  Sultan  verleiht  diese  Würde  denen,  die  allgemeines  Vertrauen 
genießen,  insonderheit  altbewährten  Beamten  des  geistlichen,  Militär- 
und  Zivilstandes  1. 

Artikel  64  gibt  dem  Senat  das  Recht,  Gesetzentwürfe,  die  das 
Abgeordnetenhaus  verabschiedet  hat,  an  dieses  zurückzuverweisen, 
wenn  er  darin  einen  Verstoß  gegen  den  Glauben,  die  Herrschafts- 
rechte des  Sultans,  die  Freiheit,  die  Verfassung,  die  Einheit  des 
Staates  und  dessen  äußere  und  innere  Sicherheit  findet.  Ferner 
gewährt  Artikel  1 1 7  dem  Senat  das  Auslegungsrecht  in  bezug  auf 
die  Verfassung. 

Alle  Versuche  des  Abgeordnetenhauses,  bei  Gelegenheit  der  Be- 
ratung über  die  Verfassungsänderung  die  Stellung  des  Senates  an- 
zugreifen, scheiterten  an  dessen  Widerstande.  Andererseits  ver- 
suchte der  Senat  bald  nach  Beginn  des  zweiten  Sitzungsjahres,  die 
durch  das  Gesetz  vom  21.  8.  1909  2  vollzogene  Änderung  der  Ver- 
fassung, die  nach  seiner  Meinung  viel  zu  radikal  war,  wieder  rück- 
gängig zu  machen.  Schon  bei  der  Beratung  des  Gesetzes  hatte  er 
seine  Bedenken  nicht  verhehlt  und  wenig'stens  den  am  weitesten 
gehenden  Forderungen  des  Abgeordnetenhauses  seine  Zustimmung 
versagt,  doch  aus  gewissen  politischen  Gründen  hatte  er  schließhch 
das  Gesetz  angenommen  (vgl.  vS.  43  Anm.  2). 

Am  15.  2.  1910  ging  dem  Senat  eine  Denkschrift  des  Senators 
Damad  Ferid  Pascha  zu 2,  in  der  dieser  vorschlug,  das  ganze 
genannte  Gesetz  (mit  Ausnahme  von  Artikel  113)  abzuschaffen  und 
die  Verfassung-  in  ihrer  ursprünglichen  Gestalt  wiederherzustellen. 
In  der  Begründung  heißt  es:  das  Gesetz  vom  21.  8.  1909  bedeute 
einen  Bruch  mit  der  Vergangenheit;  denn  die  mangelnde  Achtung 
vor  der  Würde  des  Kalifats,  die  es  bezeuge,  sei  irreligiös  und 
widerspreche  der  osmanischen  Uberlieferung.  Die  Durchführung 
der  Volkssouveränität  sei  in  der  Türkei  gefährhch  wegen  der  zahl- 
reichen Nationalitäten.  Der  Gedanke  der  Teilung  der  Gewalten,  der 
die  Verfassung'  Midhats  vorteühaft  auszeichnete,  sei  aufgegeben.  Die 
abgeänderte  Verfassung  werde  infolge  der  rasch  fortschreitenden 
Entwicklung   des  Nationalitätengedankens   die  Zerstückelung  des 

1  m^mürmi  milky'e,  '■askerijc,  Hilema. 
-  vg!.  S.  27. 

^  vg].  „0!^manischer  Lloyd"  vom  17.  2.  1910, 
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Reichs  und  in  naher  oder  ferner  Zukunft  eine  erneute  Nachprüfung 
der  Verfassung  zur  Folge  haben.  Die  Denkschrift  schließt  mit 
einem  Hinweis  auf  die  gleichmäßige  Entwicklung  der  Staatsver- 
fassung Englands  und  die  wechselvolle  Frankreichs. 

Aali  Haidar  Midhat  Bej,  der  Sohn  Midhat  Paschas,  beglück- 
wünschte Damad  Ferid  Pascha  in  einem  Telegramm  zu  seinem 
Eintreten  für  die  Verfassung  seines  Vaters. 

Die  Beratung  über  die  Denkschrift  fand  im  Senat  am  22.  2.  1910 
statt.  Unter  den  wenigen  vSenatoren,  die  Widerspruch  erhoben, 
befand  sich  Musa  Kjazimi.  Er  verteidigte  das  Gesetz  vom  21.  8. 
190g  damit,  daß  die  Macht  der  islamischen  Gemeinde,  nicht  aber 
einem  einzelnen  Menschen  gebühre.  Mohammed  selbst  habe  stets 
das  Volk  um  Rat  gefragt,  und  der  Sultan  sei  lediglich  durch  den 
Willen  des  Volks  zum  Kalifen  erhoben  worden. 

Durch  Erlaß  vom  7.  5.  1910^  wurde  die  Tagung,  die  gemäß  dem 
abgeänderten  Artikel  43  (der  Verfassung)  am  14.  5.  ablief,  bis  zum 
13.  6.  und  durch  Erlaß  vom  11.  6.^  abermals  bis  zum  28.  6."^  ver- 
längert, um  dem  Landtag  die  Möglichkeit  zu  geben,  das  Gesetz 
über  den  Staatshaushalt  ^  zu  erledigen. 

b)  Im  dritten  Sitzungsjahre  des  Landtags  zeigte  sich  auch  in  der 
Partei  „Einheit  und  Fortschritt"  ein  merkücher  Umschwung  zu- 
gunsten einer  nochmaligen  Nachprüfung  der  Verfassung.  Die 
Stimmen  derer,  die  vor  einer  allzustarken  Ausprägung  des  demo- 
kratischen System.s  warnten,  nahmen  beträchtlich  zu,  besonders  trat 
die  Parteigruppe  des  Obersten  Sadik  Bej  für  die  Wiederherstellung 
des  persönlichen  Regiments  ein.  Im  Frühjahr  1911  gewann  sie  die 
Oberhand:  am  22.  4.  1911  nahm  die  Partei  „Einheit  und  Fortschritt" 
eine  Änderung  ihres  Programms  vor.  In  Zukunft  wollte  sie  mehr 
Rücksicht  auf  die  religiösen  und  nationalen  Sitten  und  die  osmanische 
Überlieferung  nehmen  und  einer  Verfassungsänderung  im  Sinne 
einer  Vermehrung  der  Kronrechte  nicht  mehr  widerstreben,  ins- 
besondere für  die  Wiederherstellung  des  früheren  Artikels  35  ein- 
treten. 

1  seit  8.  5.  1916  Scheich-ül-islam  (vgl.  T.  W.  2522);  vorher  bereits  von  1910  bis  1912. 

2  s.  D.2  II  252. 

3  s.  D.2  II  321. 

^  an   diesem  Tage   wurde   durch  Handschreiben  vom   27.6.  fs.  D.  ^  II  404)  die  Tagung 
geschlossen. 

6  nachdem  das  Abgeordnetenhaus  dieses  Gesetz  (für  das  Finanzjahr  1326)  bereits  am  23.  6. 
angenommen  hatte,  fand  auch  im  Senat  am  28.  6.  die  Schlußabstimmung  darüber  statt. 
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Doch  bevor  diese  zur  Wirklichkeit  wurde,  mußte  noch  ein  langer, 
hartnäckiger  Kampf  im  Abgeordnetenhause  ausgetragen  werden. 

Da  dessen  Arbeiten  durch  den  heftigen  Streit  der  Parteien  ge- 
hemmt wurden,  insbesondere  das  Gesetz  über  den  Staatshaushalt 
für  1327  1  bis  zum  14.  5.,  dem  Tage,  an  welchem  nach  Artikel  43 
die  Tagung  geschlossen  werden  sollte,  nicht  verabschiedet  worden 
war,  so  wurde  durch  Erlaß  vom  13.  5.2  die  Tagung  zuerst  bis  zum 
27.  und  durch  Erlaß  vom  27.  5.^  bis  zum  3.  6.  verlängert.  An 
diesem  Tage  wurde  das  Gesetz  in  beiden  Kammern  angenommen 
und  hierauf  durch  Handschreiben ^  der  Landtag  geschlossen. 

c)  Am  2  g.  Q.  1911  brach  der  Krieg  mit  Italien  aus,  und  an  dem- 
selben Tage  wurde  Said  Pascha  zum  Großwezir  ernannt.  Ein  Teil 
der  Abg'eordneten  wünschte  darum  auf  Grund  von  Artikel  44  eine 
frühere  Eröffnung  des  Landtags  in  diesem  Jahre  und  setzte  sie 
tatsächlich  durch.  Durch  Erlaß  vom  2.  10.  191 wurde  die  Er- 
öffnung der  vierten  Tagung  bereits  auf  den  14.  10.  (einen  Monat 
vor  dem  gesetzlichen  Termine)  festgesetzt.  Die  wichtigste  Vorlage, 
über  die  das  Abgeordnetenhaus  in  diesem  Jahre  zu  entscheiden 
hatte,  war  die  neue  Verfassungsänderung,  die  das  Ministerium 
Said  Pascha  vorschlug.  Am  16.  12.  wurde  sie  eingebracht,  und 
der  Großwezir  hielt  zu  ihrer  Begründung  eine  Rede,  in  der  er  vor 
allem  für  die  Wiederherstellung  des  Artikels  35  in  seiner  früheren 
Eassung  eintrat.  Im  Hinblick  auf  den  Frieden  mit  Italien,  den  er 
kommen  sah,  hielt  er  es  für  ratsam,  dem  Sultan  das  Recht  zu 
geben,  das  Abgeordnetenhaus  aufzulösen.  Auch  die  innere  Politik 
ließ  eine  solche  Maßnahme  als  wünschenswert  erscheinen;  denn 
die  weitgehenden  Befugnisse,  die  Artikel  35  (in  der  neuen  Eorm) 
dem  Abgeordnetenhause  gewährt  hatte,  steigerten  die  Leidenschaft 
der  Parteikämpfe  derartig,  daß  der  ruhige  Gang  der  Gesetzgebung 
ernstüch  gefährdet  schien. 

Die  freisinnige  Vereinigung  ^  widersprach  der  geplanten  Ände- 
rung und  suchte  die  Beratungen  über  Artikel  35  durch  Obstruktion 
zu  verhindern.    (x\rtikel  51  setzt  die  Anwesenheit  von  mindestens 

1  s.  D.2  III  479. 

2  s.  D.  2  III  359. 

3  S.  D.  2  III  404. 

*  s.  D.  2  III  430. 

ß  s.  D.2  III  741. 

«  „Entente  liberale." 

'  insidäd. 
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der  Hälfte  der  Mitglieder  jeder  Kammer  für  Beratungen  voraus, 
während  die  anderen  Verfassungen  dieses  sogenannte  quorum 
meist  nur  für  Beschlußfassungen  fordern.)  Said  Pascha  trat  darauf 
zurück,  wurde  aber  am  30.  12.  abermals  mit  der  Bildung  des 
Kabinetts  beauftragt.  Am  3.  1.  legte  er  dem  Abgeordnetenhause 
den  Gesetzentwurf  über  Artikel  35  von  neuem  (in  etwas  veränderter 
Form)  vor.  Die  Beratungen  hierüber  fanden  daselbst  am  3.,  4.,  6., 
Q. — 11.,  13.  1.  1912  statt.  Als  schließlich  Artikel  35  zur  Abstimmung 
kam  (am  13.  1,  1912),  fand  sich  die  nach  Artikel  116  erforderhche 
Zweidrittelmehrheit  nicht,  da  nur  125  Stimmen  dafür,  105  aber 
dagegen  abgegeben  wurden. 

Darauf  erging  am  15.  1.  1912  folgende  Allerhöchste  Botschaft 
an  den  Senator  „Hohes  Haus!  Ich  beabsichtige,  mit  Rücksicht 
auf  die  Lage  und  das  Bedürfnis  des  Landes  das  gegenwärtige 
Abgeordnetenhaus  aufzulösen  und  innerhalb  von  drei  Monaten  das 
neue  einzuberufen.  Ich  erwarte,  daß  der  Senat  gemäß  Artikel  7 
seine  Zustimmung  hierzu  geben  wird." 

Auf  Antrag  von  6  Senatoren  fand  die  Beratung  über  die  Bot- 
schaft geheim  statt  (vgl.  Artikel  121).  Am  17.  1.  beschloß  der 
Senat  mit  39  gegen  5  Stimmen  2,  die  Auflösung  gutzuheißen. 
Diese  wurde  nunmehr  am  18.  1.  1912  durch  folgenden  Erlaß  ^  voll- 
zogen: „Auf  Grund  des  Artikels  7  und  des  übereinstimmenden 
Beschlusses  des  Senats  verordne  Ich  die  Auflösung  des  gegen- 
wärtigen Abgeordnetenhauses  und  den  Zusammentritt  des  neuen  nach 
den  Wahlen  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  drei  Monaten  vom 
Tage  der  Auflösung  an  gerechnet." 

Nach  Verlesung  dieses  Erlaßes  gingen  die  Abgeordneten  aus- 
einander, wobei  die  Opposition  rief:  „Es  lebe  Artikel  35^"! 

d)  Durch  Erlaß  vom  7.  4.  1912^  wurde  die  feierliche  Eröffnung 
des  neuen  Abgeordnetenhauses  auf  den  18.  4.  festgesetzt,  und 
diese  Entscheidung  durch  Erlaß  vom   14.  4.  ^  auch  für  den  Fall 

1  vgl.  „Osmanischer  Lloyd"  vom  l6.  I.  191 2. 

2  unter  letzteren  befanden  sich:  Ahmed  Muchtar,  Damad  Ferid,  General  Fuad. 

3  s.  D.2  IV  51. 

■*  das  Gesetz  über  den  Staatshaushalt  konnte  nicht  erledigt  w^erden ;  darum  wurde  dasjenige 
für  1327  (vgl.  S.  50)  durch  Gesetz  vom  9.  3.  1912  (s.  D.2  IV  174)  auch  auf  das  Finanz- 
jahr 1328  für  anwendbar  erklärt,  durch  Gesetz  vom  21.  7.  1912  später  abermals  seine 
Geltungsdauer  verlängert  (s.  D.2  IV  596)  und  schließlich  durch  Erlaß  vom  25.  2.  1913 
(s.  D.  2  V  108)  auch  im  Finanzjahr  1329  zur  Anwendung  gebracht, 
s.  D.2  IV  441. 

e  s.  D.2  IV  456 
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aufrecht  erhalten,  daß  die  Mehrzahl  der  Abgeordneten  noch  nicht 
endgültig"  gewählt  sein  sollte.  Tatsächlich  fand  die  Eröffnung 
am  18.  4.  statt,  bevor  die  Wahlen,  die  eine  starke  Mehrheit  zu- 
gunsten der  Regierung  ergaben,  beendet  waren.  In  der  Thron- 
rede vom  18.  4.  heißt  es:  „Für  die  P'estigung  des  konstitutio- 
nellen Systems  und  seine  Anwendung  zum  Wohle  des  Landes 
ist  ein  gerechtes  Gleichgewicht  zwischen  der  g'esetzgebenden  und 
der  vollziehenden  Gewalt  erforderlich  .  .  .  Der  Abschluß  einer 
Verfassungsändei'ung,  die  den  Bedürfnissen  des  Landes  entspricht, 
ist  darum  von  größter  Bedeutung  i".  Am  4.  5.  nahm  das  Ab- 
geordnetenhaus seine  reg-elmäßigen  Sitzungen  wieder  auf.  Da 
nach   dem   Wortlaute   des   Artikels   43   die   Tagung   bereits  am 

14.  5.  ablief,  so  wurde  sie  durch  Erlaß  vom  13.  5.2  bis  zum  18.  7. 
1912  verlängert. 

Die  abermalige  Einbringung  ^  der  Verfassungsvorlage  in  er- 
weiterter Form  (Artikel  7,  35,  43,  73)  fand  am  18.  5.  statt.  Am 
24.  6.  nahm  das  Abgeordnetenhaus  die  Abänderung  der  Verfassung 
in  der  vom  Ausschuß  vorgeschlag'enen  Fassung  mit  210  gegen 
15  Stimmen  an,  und  am  25.  6.  wurde  der  Entwurf  dem  Senat  zur 
Beschlußfassung  vorgelegt.  Weitergehende  Vorschläge  der  Re- 
gierung', z.  B.  bezüglich  der  Streichung"  des  Schlußsatzes  von 
Artikel  35,  wurden  abgelehnt. 

Trotz  dieses  gegenüber  der  Abstimmung  vom  13.  1.  1912  günstigen 
Erlebnisses  sollte  infolge  der  inneren  Wirren  auch  die  neue 
Kammer  ein  rasches  Ende  finden.  Am.  9.  7.  trat  der  Kriegs- 
minister Mahmud  Schewket  Pascha  zurück,  und  am  17.  7.  folgte 
ihm  das  ganze  Ministerium  Said  Pascha,   obwohl  ihm  noch  am 

15.  7.  das  Abgeordnetenhaus  mit  194  gegen  4  Stimmen  das  Ver- 
trauen ausgesprochen  hatte.  Doch  sowohl  die  den  Jungtürken 
feindlich  gesinnten  aufständischen  Albaner  als  auch  die  Offiziers- 
liga der  Vaterlandserretter  ^  gaben  sich  damit  nicht^zufrieden  und 
verlangten  auch  die  Auflösung  des  angeblich  unter  dem  Drucke 
der  Vereinigung  „Einheit  und  Fortschritt"  unrechtmäßig  g'ewählten 
Kammer.  Am  22.  7.  erhielt  der  Präsident  des  Senats  Ahmed 
Muchtar  Pascha,  der  wegen  seiner  ruhmreichen  Verteidigung  von 
Kars  im  Jahre  1877  den  Titel  Elghasi  führte,  den  Auftrag,  das 

1  vgl.  „Osmanischer  Lloyd"  vom  19.  4.  191 2. 

2  s.  D.  2  IV  492. 

*  cJiGläskJärän  ge'mHjcii. 
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Ministerium  neu  zu  bilden.  Dieses  wurde  später  Übergangs- 
ministerium oder  Ministerium  der  „großen  Männer  genannt. 

Am  31.  7.  1912  brachte  das  neue  Ministerium  einen  dritten  Ent- 
wurf der  Verfassungsänderung  im  Abgeordnetenhause  ein  2. 

Am  4.  8.  beschloß  der  Senat  mit  27  gegen  5^  Stimmen,  auf 
Grund  des  Artikels  43  die  Sitzungsdauer  des  Landtages  für  beendet 
und  zugleich  die  Rechtsgültigkeit  des  gegenwärtigen  Abgeordneten- 
hauses für  erloschen  zu  erklären.  Diese  Entscheidung  war  insofern 
anfechtbar,  als  einerseits  die  neue  Fassung  des  Artikels  43  noch 
keine  Gesetzeskraft  erlangt  hatte  und  andererseits  der  klare  Wort- 
laut des  Artikels  69  auch  einer  solchen  Auslegung  widersprach. 
Andererseits  aber  stand  formell  dem  Senat  das  Recht  zur  Ver- 
fassungsausleg'ung  zu  (Artikel  117).  Gleichwohl  bestritten  am  5.8. 
1912  die  Abgeordneten  dem  Senat  dieses  Recht  und  beschlossen 
nach  einer  feurigen  Rede  des  früheren  Finanzministers,  Mehmed 
Dschawid  Bejs,  dem  Ministerium  das  Mißtrauen  auszusprechen. 
Gemäß  Artikel  38  hätte  diese  Abstimmung  den  Sturz  des  Ministe- 
riums zur  Folge  haben  müssen,  die  Regierung  vertrat  indessen  den 
Standpunkt,  daß  der  Beschluß  des  Abgeordnetenhauses  unwirksam 
sei,  da  bereits  am  Morgen  des  5.  8.  durch  Erlaßt  die  Schließung  des 
Landtags  angeordnet  und  darum  die  Vormittagssitzung  des  Ab- 
geordnetenhauses verfassungswidrig  sei;  jedoch  ist  die  Frage  über  die 
rechtliche  Natur  dieser  Ereignisse  bis  heute  unentschieden  geblieben. 

e)  Der  Erlaß  vom  5.  8.  bestimmte,  daß  unverzüglich  Vor- 
bereitungen für  die  Neuwahlen  getroffen  würden,  damit  gemäß 
Artikel  43  das  neue  Abgeordnetenhaus  Anfang-  November  zu- 
sammentreten könnte.  Nachdem  aber  am  8.  10.  1912  Montenegro 
und  am  17.  10.  die  übrigen  Balkanstaaten  den  Krieg  erklärt  hatten, 
schien  die  Lage  für  die  Einberufung  des  Landtags  nicht  geeignet. 
Darum  erging  am  25.  10.  folgender  Erlaßt;  „Auf  Grund  eines 
Beschlusses  des  Ministerrats  wurde  es  für  ratsam  erachtet,  die 
Wahlen  der  Abgeordneten  hinauszuschieben,  bis  sich  eine  MögUch- 
keit  zu  ihrer  Vornahme  ergibt." 

1  höjükler. 

*  die  Beratung  darüber  fand   am  31.  7.  und  i.  8.  statt;   doch  bevor  das  Abgeordneten- 
haus in  die  Hauptverhandlung  eintreten  konnte,  wurde  sie  geschlossen  (sedd)  (vgl.  T. 
Nr.  1197,  D.2  VI  749). 

*  unter  letzteren  befanden  sich:  Mahmud  Schlewket,  Musa  Kjasim,  Ahmed  Riza. 

*  in  D.2  IV  nicht  enthalten;  vgl,  „Osmanischer  Lloyd"  vom  6.  8-  1912. 
^  s.  D.2  IV  698. 
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Am  29.  10.  1912  wurde  Kjamil  Pascha  (zum  zweiten  Male^)  Groß- 
wezir,  und  bereits  am  4.  11.  bat  er  England,  auf  das  er  stets  seine 
Hoffnung-  gesetzt  hatte,  um  Vermittlung  für  den  Frieden.  Am  22.  1. 
berief  er  (mangels  eines  Landtags)  eine  Notablenversammlung,  die  auf 
seinen  Vorschlag  das  Angebot  der  Londoner  Botschafterkonferenz 
annahm.  (Ein  ähnlicher  Vorgang  hat  sich  in  den  Jahren  18272  und 
18773  abgespielt,  damals  aber  mit  entgegengesetztem  Ergebnis.) 

Am  23.  1.  1913  mußte  er  vor  den  Drohungen  der  von  Enwer 
und  Talat  Bej  geführten  Volksmenge  zurücktreten  und  Mahmud 
Schewket  Pascha  wurde  Großwezir.  Nach  dessen  Ermordung  am 
11.  6.  1913  (durch  Mitglieder  der  Liberalen  Vereinigung^)  über- 
nahm am  24.  6.  Mehmed  Said  Haüm  Pascha  das  Großwezirat. 

Da  nach  dem  Frieden  von  Konstantinopel  (29.  9.  1913),  durch 
den  Adrianopel  wieder  mit  der  Türkei  vereinigt  wurde,  allmähhch 
Ruhe  und  Ordnung  im  Staatsorganismus  eintraten,  so  konnte 
auch  die  Wiedereröffnung  des  Landtags  erwogen  werden  ^.  Ge- 
mäß Artikel  7  wurde  er  zu  einer  außerordentlichen  Tagung  ^  vom 
Sultan  einberufen  und  am  14.  5.  1914  nach  fast  zweijähriger  Unter- 
brechung in  feierlicher  Sitzung  eröffnet.  Das  neue  Abgeordneten- 
haus, das  sich  aus  245  Mitgliedern  zusammensetzte  (darunter 
209  Müslim.e),  wählte  Chalil  Bej  zum  Präsidenten.  Den  Vorsitz  im 
Senate  führte  Rifat  Bej. 

Die  erste  Aufgabe  des  Landtags  war  die  endgültige  Verab- 
schiedung der  am  24.  6.  1912  in  erster  Lesung  angenommenen 
Verfassungsvorlage.  Am  25.  5.  1914  fand  die  Schlußabstimmung 
im  Abgeordnetenhause  statt  (2.  Lesung).  Der  Erlaß  über  die 
Gesetzeskraft  des  Entwurfs  erging  am  28.  5.  1914"^. 

Die  außerordentliche  Tagung',  die  am  7.  8.  1914  ihr  Ende  er- 
reichen sollte wurde  bereits  am   2.  8.  durch  folgenden  Erlaßt 

1  vgl.  S.  22. 

2  Tgl.  S.  8. 
vgl.  S.  14. 

-  hürrijet  we  iHiläf  =  „Union  liberale". 

*  I.  über  die  Vorbereitungen  zu  den  Wahlen  der  Abgeordneten  vom  14.  10.  1913  s.  D.  2  V  830. 

*  I.  vom  II.  5.  191 4  S.D.  2  VI  601;  die  Dauer  dieser  Tagung,  die  zuerst  auf  2  Monate 
festgesetzt  worden  vv^ar,  wurde  durch  1.  vom  12.  7.  1914  (s.  D.  2  IV  858)  bis  zum  23.  7. 
und  durch  I.  vom  22.  7.  (s.  D.  2  VI  1409)  abermals  bis  zum  7.  8.  verlängert. 

"  s.  D.  2  VI  749  (Irade  vom  2.  Regeb  1332). 
®  vgl.  Anm.  6. 

*  s.  D.  2  VI  141 2;  das  Gesetz  über  den  Staatshaushalt  für  das  Finanzjahr  1330  hatte  das  Ab- 
geordnetenhaus bereits  am  21.  7.  und  der  Senat  am  27.  7.  angenommen  (s.  D.  2  VI  1077). 

3=' 
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geschlossen:  „Da  der  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Serbien  aus- 
gebrochene Krieg  einen  allgemeinen  Umfang  angenommen  hat  und 
tatsächlich  alle  wichtigen  Gesetze,  die  dem  Landtag  vorgelegt  wurden, 
bereits  erledigt  sind,  so  verordne  Ich  die  Schließung  i  der  außerordent- 
lichen Tagung  3,m  heutigen  Tage.  Der  Landtag'  tritt  gemäß  Artikel  43 
ohne  besondere  Einberufung  Anfang  November  wieder  zusammen." 

Am  Tage  darauf  (3.  8.)  wurde  die  allgemeine  Mobilmachung^ 
befohlen.  Durch  Erlaß  vom  15.  10.  1914  ^  wurde  die  Eröffnung 
des  Landtags  im  Hinblick  auf  die  drohende  Kriegsgefahr  um  einen 
Monat  verschoben:  „Mit  Rücksicht  auf  die  durch  die  Fortdauer 
und  Y erschärfung  des  g'egenwärtigen  Krieges  geschaffene  Lag'e 
verordne  Ich  die  Vertagung^  der  Sitzungen  um  einen  Monat,  mit 
der  Bestimmung,  daß  der  Landtag  gemäß  Artikel  7  nach  Ablauf 
der  Vertagungsfrist  zusam.mentritt  und  seine  Sitzungsdauer  inner- 
halb dieses  Jahres  vollendet." 

Nach  den  bekannten  Ereignissen,  die  sich  am  29.  10.  1914  und 
an  den  darauf  folgenden  Tagen  abspielten,  verfügte  Mehmed  V. 
durch  Erlaß  vom  11.  ii.^  die  Erklärung  des  Kriegszustandes ®,  und 
am  14.  11.  verkündete  ein  von  Chairi  (Scheich-ül-islam)  unter- 
zeichnetes Fetwa"^  nach  Maßgabe  des  Koranspruches  9,41  den 
Heiligen  Kriegt  gegen  diese  drei  Mächte  als  Solidarpflicht ^  für 
alle  Gläubigen.  Das  Handschreiben  vom  23.  11.10  bestimmte,  daß 
der  zu  diesem  Zwecke  vom  Hohen  Geistlichen  Rat^  verfaßte  Auf- 
ruf in  allen  islamischen  Ländern  bekanntgemacht  werde. 

f)  Am  14.  12.  wurde  die  erste  ordentliche  Tagung  der  dritten 
Wahldauer  des  Landtags  12  eröffnet.  In  der  Thronrede  die  in 
Gegenwart  des  Sultans  verlesen  wurde,  heißt  es:  „Ich  hoffe,  daß 

2  se/er&eÄ  (s.  D.2  VI  915). 

3  s.  D.2  VI  1342. 

4  te'gtl 

5  s.  Tanin  Nr.  21 16;  vgl.  hierzu  bejännäme  an  Heer  und  Flotte  vom  14.  11.  1914  (s.  Tanin 
Nr.  21 17). 

«  häli  harb  iHäni. 

~  s.  Tanin  Nr.  21 19,  abgedruckt  in  N.  O.  III  Nr.  2;  Chairi  war  von  März  191 4  bis  Mai 

1916  Scheich-ül-islam,  ihm  folgte  Musa  Kjazim. 
^  §lhäd,  im  Fetwa  heißt  es  unter  Vermeidung  dieses  Wortes:  harh. 
■'  fard  elkifäja. 
10  s.  Tanin  Nr.  2129. 
^^meglisi  ^allji  Hlmi. 

i'^vgl.  „Osmanischer  Lloyd"  vom  15.  12.  1914. 

13  die  Liste  der  Abgeordneten  und  Senatoren  s.  „Annuaire  oriental"  vom  J.ihre  IQ15. 
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Unsere  Volksvertretung  in  ihren  Entschließung"en  und  Arbeiten 
Mir  Proben  von  Einigkeit  und  Eintracht  geben  wird  und  erwarte, 
daß  sie  rasch  die  notwendigen  Änderungen  der  Verfassung  sowie 
die  Krieg'sgesetze  und  die  anderen  Vorlagen  prüfen  wird." 

Das  neue  Verfassungsgesetz  wurde  am  18.  1.  1915  im  Abge- 
ordnetenhause eingebracht  und  bald  darauf  mit  geringen  Ab- 
weichungen in  beiden  Kammern  angenommen.  Der  Erlaß  vom 
Ii.  2.  1915^  verlieh  ihm  Gesetzeskraft.  Am  1.  3.  1915  wurde  die 
erste  Tagung  des  Landtags  während  des  Weltkrieges  durch  Aller- 
höchsten Erlaß  mit  folgenden  Worten  vertagt  2;  ,,Da  der  am  14.  12. 
eröffnete  Landtag  alle  wichtigen  und  dringenden  Gesetze,  die  mit 
dem  Staatshaushalt  und  der  Kriegswirtschaft  zusammenhängen, 
erledigt  hat,  so  verordne  Ich  gemäß  Artikel  7  und  mit  Rücksicht 
auf  die  Kriegsverhältnisse  seine  Schließung.  Er  wird  am  28.  9. 
1915  von  selbst  wieder  zusammentreten." 

Diese  Bestimmung  erklärt  sich  daraus,  daß  die  Sitzungsdauer, 
die  durch  das  Gesetz  vom  11.  2.  1915  auf  vier  Monate  herabgesetzt 
worden  war  (Artikel  43),  innerhalb  desselben  Jahres,  d.  h.  vor  dem 
14.  iL,  beendet  sein  mußte.  Da  nun  das  Abgeordnetenhaus  in 
diesem  Jahre  bisher  nur  2-/2  Monat  (vom  14.  12.  1914  bis  1,  3. 
1915)  getagt  hatte,  so  mußte  es  gemäß  Artikel  7  i^/g  Monate  vor 
dem  14.  11.  1915,  dem  Beginne  des  2.  Sitzungsjahres,  also  am 
28.  9.  1915,  nochmals  zusammentreten,  um  seine  Sitzungen  recht- 
zeitig zum  Abschluß  bringen  zu  können. 

Sultan  Mehmed  V.  nahm  am.  27.  4.  1915,  6  Jahre  nach  seiner 
Thronbesteigung  aus  Anlaß  des  Sieges  an  den  Dardanellen  ^  unter 
dem  Jubel  des  dankbaren  Volkes  den  Titel  El-Ghazi  an^. 

g)  In  der  zweiten  Tagung  der  dritten  Wahldauer,  die  am  14.  11, 
1915  begann,  wurde  im  Landtage  abermals  eine  Verfassungsvorlage 
eingebracht.  Zu  ihrer  Begründung  hielt  der  Minister  des  Aus- 
wärtigen Chalil  Bej  eine  längere  Rede  im  Abgeordnetenhause  (am 
14.  2.  1916^).  Dieses  nahm  die  Vorlage  am  gleichen  Tage  an 
(mit  193  gegen  15  Stimmen),  und  am  6.  3,  auch  der  Senat;  durch 
die  Erlasse  vom  9.  und  20.  3.^  erlangte  sie  Gesetzeskraft. 

26.  Rebi^ül  ewwei  1333,  s.  T.  W.  Nr.  2084. 
^  s.  Tanin  Nr.  2226  und  T.  W.  2099;  das  Gesetz  betr.  den  Staatshaushalt  für  1331  erging 
am  28.  2.  191 5  (s.  T.  W.  2102). 
CanaqqaHe, 

*  Fetwa  hierzu  s.  N.  O.  III  Nr.  1. 

*  s.  Tanin  Nr.  25 76. 

*  4.  und  15.  Gemazii-uly.  1334;  s.  T.  W.  Nr.  2466,  24^17,  2486. 
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Die  Schließung  des  Landtags  erfolgte  gemäß  Artikel  43  durch 
Erlaß  vom  13.  3.  1916 1. 

h)  Die  dritte  Tagung  begann  am  14.  11.  1916.  Sie  wurde  am 
31.3.  1917  geschlossen.   Die  Verfassung  blieb  diesmal  unverändert. 

Der  Präsident  des  Abgeordnetenhauses  2,  Hadschi  Adil  Bej,  be- 
suchte im  Januar  1917  die  in  Berlin  stattfindende  Zusammenkunft 
der  Vorsitzenden  der  Volksvertretungen  der  verbündeten  Mittel- 
mächte Am  4.  2.  1917  wurde  Talat  Bej  unter  Verleihung  des 
Paschatitels  zum  Großwezir  ernannt.  Das  Staatshaushaltsgesetz  für 
das  Finanzjahr  1333  wurde  am  28.  3.  1917  bestätigt,  nachdem  zum 
Zwecke  seiner  Erledigung  der  Landtag  durch  Allerhöchsten  Erlaß 
vom  13.  3.  bis  zum  31.3.  verlängert  worden  war.  (Vgl.  T.W.  Nr.  2838.) 

V.  Die  leitenden  Gedanken  der  Verfassungsgesetze 
von  1909—1916. 

Für  das  osmanische  Staatsgrundgesetz  vom  23.  12.  1876  diente 
zum  Vorbild  ebenso  wie  für  die  preußische  Verfassungsurkunde 
vom  31.  1.  1850  die  wegen  ihrer  einfachen,  klaren  Sprache  als 
mustergültig"  anerkannte  und  auch  von  anderen  Staaten  bevorzugte 
Verfassung  Belgiens  vom  7.  2.  1831.  Diese  vereinigte  in  sich  die 
Elemente  der  französischen  Verfassung  vom  3.  9.  1791  und  die  der 
Charte  Constitutionelle  König  Ludwigs  XVIII.  vom  4.  6.  1814,  so- 
wie der  revidierten  Charte  vom  14.  8.  1830,  die  König  Ludwig' 
Philipp  bei  seiner  Thronbesteigung  beschwor.  Jedoch  ist  die 
Ähnlichkeit,  die  scheinbar  zwischen  der  belgischen  Verfassung 
einerseits  und  der  preufiischen,  bzw.  türkischen  andererseits  besteht, 
nur  eine  äußerliche.  Der  Geist,  der  beide  beherrscht,  ist  grund- 
verschieden. 

Die  belgische  Verfassung  huldigt  dem  Prinzip  der  Dreiteilung 
der  Gewalten,  jener  Lehre,  die  auf  Aristoteles  noXtriKcc  zurück- 
geht, in  neuerer  Zeit  zuerst  von  Locke  in  seinem  Buche  „Two 
treatises  of  government"  vertreten  worden  ist  und  im  festländischen 

1  s.  T.  W.  Nr.  2470;  das  Staatshaushaltsgesetz  für  das  Finanzjahr  1332  wurde  bereits  am 
9.  3.  1916  vom  Sultan  bestätigt  (s.  T.  W.  2477). 

2  vgl.  N.  O.  III  S.  506. 

*  Verzeichnis  der  Mitglieder  s.  N.  O.  III  S.  307.  Die  Arbeit  des  Landtags  während  des 
Sitzungsjahres  1916 — 1917  ist  übersichtlich  dargestellt  in  N.  O.  III  Nr.  7,  10,  Ii,  12  und 
im  „Neuen  Orient",  Band  i,  Heft  i — 5  und  8. 
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Europa  besonders  durch  Montesquieu  (L'esprit  des  lois,  Kap.  11,6: 
De  la  Constitution  d'Angleterre)  Verbreitung  gefunden  hat.  Letzterer 
geht  insofern  über  die  Lehre  des  Aristoteles  hinaus,  als  er  nicht 
nur  drei  Zweige  staatlicher  Tätigkeit  unterscheidet,  nämlich,  Gesetz- 
gebung, Verwaltung  und  Rechtsprechung,  sondern  zugleich  die 
Forderung  aufstellt,  daß  diese  auch  drei  voneinander  verschiedenen 
Trägern  zufallen  müßten,  nämHch,  einer  Volksvertretung,  einem 
Monarchen  und  unabhängigen  Gerichten.  Diese  Anschauung  be- 
herrscht die  belgische  Verfassung  (vgl.  Artikel  26,  29,  30)  und  wird 
scheinbar  auch  von  der  preußischen  Verfassung  geteilt  (Artikel  62, 
45,  86).  Auch  in  der  türkischen  Verfassung  finden  sich  Spuren  dieser 
Lehre  (Artikel  54,  7,  81),  obwohl  ihr  die  der  belgischen  Verfassung 
eigentümliche  scharfe  Unterscheidung  (Le  pouvoir  legislatif,  exe- 
cutif,  judiciaire)  fremd  ist.  Der  Wortlaut  des  Artikels  7  bietet 
sogar  einen  gewissen  Anhalt  dafür,  daß  die  Lehre  von  der  Trennung 
der  Gewalten  in  ihrer  vollen  Schärfe  dem  innersten  Wesen  der 
türkischen  Verfassung  ebensowenig  entspricht,  wie  dies  mit  Recht 
von  der  preußischen  angenommen  wird.  Denn  es  heißt  in  Artikel  7 
wörthch:  „Zu  der  Gesamtheit  der  geheiligten  Herrscherrechte  des 
Sultans  gehören  1;  ...  ",  was  die  amtliche  französische  Übersetzung 
mit  den  Worten  wiedergibt:  Sa  majest6  le  Sultan  compte  au 
nombre  de  ses  droits  souverains  ces  prerogatives :  .  .  .  Aus  diesem 
Satze  ergibt  sich  die  Vermutung,  daß  Artikel  7  nur  eine  unvoll- 
ständige Übersicht  über  die  Kronrechte  enthält  und  daß 
dem  Sultan  noch  andere  Befugnisse  zustehen.  Hätte  es  in  der 
Absicht  der  Verfasser  des  Staatsgrundgesetzes  gelegen,  in  Artikel  7 
die  Rechte  des  Sultans  erschöpfend  aufzuzählen,  so  hätten  sie  dies 
vermutlich  durch  Wendungen  wie  „die  Rechte  .  .  .  bestehen  aus  2" 
oder  ,^  .  .  umfassen  3"  zum  Ausdruck  gebracht.  Auch  das  Wort 
„mesrütijet"  (eigentlich:  Bedingtheit),  das  die  französische  Be- 
zeichnung „gouvernement  constitutionnel"  wiedergibt,  läßt  darauf 
schüeßen,  daß  die  Verfassung  keine  Übertragungen,  sondern  nur 
Beschränkungen  der  Kronrechte  enthält. 

Dies  folgt  mit  Notwendigkeit  auch  aus  der  Entstehungs- 
geschichte des  Staatsgrundgesetzes.  Bis  zum  23.  12.  1876  war  der 
Sultan  in  der  Ausübung  der  ihm  nach  altem  osmanischem  Haus- 
gesetze zufallenden  Herrschergewalt  innerhalb  der  (allerdings  nicht 

1  huqüqi  muqaddaseH  pädi§ähi  giimlesindendir. 

2  huqüq  .  .  .  Hbäretdir. 
^  sämyldyr. 
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unbedeutenden)  Schranken,  die  ihm  das  heilige  Recht  auferlegte, 
unbeschränkt.  Mit  der  Verkündung  der  Verfassung  verzichtete 
er  freiwillig  auf  die  alleinige  Ausübung  gewisser  Rechte,  ohne 
jedoch  die  übrigen  aufgeben  zu  wollen,  die  zufällig  nicht  in  die 
Verfassung  aufgenommen  worden  waren  und  deren  Fortbestehen 
nicht  bezweifelt  werden  konnte.  Wenn  im  Jahre  1876  von  einer 
Verpflichtung  des  Sultans,  dem  Volke  eine  Verfassung  zu  geben, 
natürlich  keine  Rede  sein  kann,  so  muß  weiter  betont  werden,  daß 
dies  auch  von  der  Wiederherstellung  der  Verfassung  im  Jahre  1908 
güt.  Mochte  hierbei  auch  ein  starker  politischer  Zwang  obwalten, 
so  findet  der  Erlaß  vom  23.  7.  1908  über  die  Einberufung  des 
Landtags!  und  das  Handschreiben  vom  1.  8.  1908  über  die  x\n- 
wendung  des  Staatsgrundgesetzes  ^  seinen  Rechtsgrund  doch  auch 
in  dem  freien  Willen  des  Monarchen.  Das  Prinzip  der  Rechts- 
kontinuität ist  somit  gewahrt,  und  zwar  auch  für  den  Nachfolger 
Abdul  Hamids,  denn  durch  das  Fetwa  des  Scheich-ül-islam  vom 
27.  4.  1909  ging  zwar  jener  seiner  Herrscherrechte  verlustig,  doch 
diese  fielen  nun  nach  altem  osmanischem  Hausgesetze  (vgl. 
Artikel  3)  an  Mehmed  Reschad,  ohne  daß  es  des  Beschlusses  der 
Nationalversammlung^  bedurft  hätte.  Letzterer  stellt  also  keine 
Unterbrechung  der  Rechtskontinuität  dar. 

Erwähnt  sei  bei  dieser  Gelegenheit,  daß  der  rechtliche  Ursprung 
der  preußischen  Verfassungsurkunde  vom  31.  1.  1850,  abgesehen 
von  gewissen  Unterschieden,  die  für  die  osmanische  Verfassung 
infolge  des  islamischen  Rechts  begründet  sind,  ähnliche  Züge  wie 
diese  aufweist.  Auch  sie  beruht  auf  dem  freien  Willen  des  Mo- 
narchen, des  bis  zu  jener  Zeit  alleinigen  Gesetzgebers  im  preußischen 
Staate  (vgl.  Allgemeines  Landrecht  II,  13,  6^).  Für  den  durch  die 
Verfassung  vom  31.  1.  1850  geschaffenen  Rechtszustand  gilt  nun 
das  Wort  des  Königs  Friedrich  Wilhelm  IV.:  „In  Preußen  muß 
der  König  regieren."  (Thronrede  vom  6.  2.  1850.)  Dies  bedeutet, 
daß  das  Werk  der  Revisionskammern,  denen  der  König  aus  freiem 
Beschluß  seine  Bestätigung  aufdrücken  wollte,  in  keiner  Weise  an 
dem  geltenden  monarchischen  Prinzipe  rütteln  sollte,  vielmehr  sollte 
auch  in  Zukunft  der  König  alleiniger  Träger  der  Rechte  der  Staats- 
regierung (d.  ii.  1  er  Staatsgewalt  in  ihrer  Wirksamkeit)  sein  (quoad 

1  vgl.  S.  20. 

2  vgl.  S.  20. 

3  vgl.  S.  24. 

*  »,Das  Recht,  Gesetze  und  .  .  .  zu  geben,  ist  ein  Majestätsrecht'' 
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ius),  und  somit  der  drei  darin  enthaltenen  Ersclieinungsformen 
nämlich: 

1.  der  gesetzgebenden  Gewalt  (Rechtsetzung), 

2.  der  vollziehenden  Gewalt  (Regierung,  Verwaltung  im  engeren 
und  eigentlichen  Sinne), 

3.  der  richterlichen  Gewalt  (Rechtsprechung). 

Nur  bei  der  Ausübung  dieser  Rechte  (quoad  exercitium)  wollte 
sich  der  König  durch  Hinzuziehung  anderer  verfassungsmäßig  be- 
rufener Staatsorgane  gewissen  Beschränkungen  unterwerfen. 
kann  daher  nicht  die  Rede  davon  sein,  daß  Titel  III  der  Verfassungs- 
urkunde (Artikel  43 — 59)  eine  vollständige  Übersicht  über  die  dem 
Könige  verbliebenen  Rechte  geben  will,  im  Gegenteil  folgt  aus 
Artikel  109,  daß  die  bestehenden  Gesetze,  soweit  sie  nicht  der 
Verfassung  zuwiderlaufen,  in  Kraft  geblieben  sind,  also  insbesondere 
auch  Allgemeines  Landrecht,  II,  13,  1 :  „Alle  Rechte  und  Pflichten 
des  Staats  gegen  seine  Bürger  und  Schutzgenossen  vereinigen 
sich  in  dem  Oberhaupte  desselben."  Hieraus  ergibt  sich  die 
Folgerung,  daß  dem  preußischen  Könige  alle  Befugnisse  zustehen, 
die  ihm  nicht  ausdrücklich  durch  die  Verfassung  entzogen  sind. 

Genau  zu  dem  entgegengesetzten  Ergebnis  kommt  das  bel- 
gische Verfassungsrecht.  Als  der  Congres  National  im  Jahre  1830 
zusammentrat,  um  über  die  neue  Verfassung  zu  beraten,  war  der 
Königsthron  leer,  und  die  Rechte  der  Staatsgewalt  waren  an  das 
Volk  zurückgefallen  (vgl.  Artikel  25),  das  frei  über  sie  verfügten 
konnte.  Es  wählte  am  4.  6.  1831  Leopold  von  Sachsen-Koburg 
und  übertrug  ihm  die  königliche  Gewalt  auf  Grund  der  am  7.  2. 
1831  beschlossenen  Verfassung,  in  der  die  Rechte  des  Königs 
scharf  abgegrenzt  waren  2 

Für  den  belgischen  König  gilt  durchaus  jenes  Wort,  das  Thiers 
in  bezug  auf  den  französischen  König  sprach:  „Le  roi  regne,  mais 
il  ne  gouverne  pas^." 

Wenn  in  der  Türkei  nach  der  Verfassung  Midhats  im  Zweifel 
die  Vermutung  für  das  freie  Recht  des  Sultans  sprach  (praesumptio 
pro  rege),  so  trat  hierin  durch  das  Gesetz  vom  21.  8.  1909  ein  be- 
trächtlicher Wandel  ein.  Durch  dieses  Gesetz  vollzog  sich  nämlich 
eine  starke  Annäherung  an  das  belgische  Verfassungsrecht 

^  Tgl.  Hubrich,  Die  Staatsformen  ... 

^  Artikel  78:  Le  roi  n'a  d'antres  pouvoirs  que  ceux  que  lui  attribuent  forraellement  la 
Constitution  ou  les  lois  portees  en  vertu  de  la  Constitution. 
Rex  regnat,  sed  non  gubernat  (J.  Zamoiski  im  polnischen  Reichstage). 
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Zwar  hatte  man  davon  abgesehen,  Bestimmungen  nach  Art  von 
Artikel  25,  78  der  belgischen  Verfassung  in  das  Staatsgrundgesetz 
aufzunehmen,  und  formell  bedeutete  auch  die  Wendung  „gehören 
zu  den  geheiligten  Rechten  des  Sultans  i"  gegenüber  dem  bis- 
herigen Wortlaut  mehr  eine  sprachliche  Vereinfachung  als  eine 
rechtliche  Unterscheidung.  Tatsächlich  aber  wurden  der  Volks- 
vertretung bedeutende  Rechte  verliehen  und  die  Befugnisse  des 
Sultans  auf  ein  Mindestmaß  herabgedrückt,  wie  dies  vor  allem  in 
Artikel  35  in  Erscheinung  trat;  indem  man  in  Artikel  38  das  Miß- 
trauensvotum mit  seinen  vollen  staatsrechtlichen  Folgen  ausdrück- 
lich in  die  Verfassung  einfügte,  ging'  man  sogar  über  die  belgische 
hinaus,  in  der  ein  solcher  Satz  nicht  zu  finden  ist.  Man  wollte 
damit  bewußt  an  die  Stelle  des  konstitutionell-monarchischen 
Systems  das  parlamentarische  setzen,  denn  dieses  beruht  gerade 
darauf,  daß  der  Monarch  durch  die  Rücksichtnahme  auf  die  jeweilige 
Parlamentsmehrheit  in  der  Auswahl  seiner  Minister  gebunden  ist. 

Artikel  i  des  zu  Ostern  1909  aufgestellten  Programms  der  Ver- 
einigung „Einheit  und  Fortschritt"  lautet:  „Die  Partei  wird  bestrebt 
sein,  die  Selbstherrlichkeit  des  Volkes  auszubauen  und  das  konsti- 
tutionelle System 2,  das  auf  der  Trennung  der  Gewalten  beruht, 
völlig  durchzuführen.  Dabei  bedachte  man  freilich  nicht,  daß  das 
türkische  Volk  den  gewaltigen  Aufgaben,  vor  die  es  durch  eine 
so  weitgehende  Selbstherrschaft  gestellt  wurde,  damals  noch  nicht 
gewachsen  war.  Nach  einem  jahrhundertelangen  Schlaf  zu  neuem 
Leben  erwacht,  konnte  es  nicht  für  den  glänzenden  Oberbau  eines 
breiten  Parlamentarismus  genügend  Verständnis  haben,  zu  einer 
Zeit,  da  es  an  einem  Unterbau,  der  zuvor  dringend  nötig  gewesen 
wäre,  fast  gänzlich  mangelte.  Die  Arbeiten  in  den  beiden  Kammern 
des  Landtags  während  der  Jahre  1909 — 12  lassen  einen  merklichen 
Unterschied  zwischen  dem  Senate,  der  sich  aus  alten  erfahrenen 
Staatsmännern  zusammensetzte,  und  dem  Abgeordnetenhause  er- 
kennen, indem  die  Rückständigkeit  und  Ungebildetheit  der  Provinz 
im  Gegensatz  zu  der  (trotz  Artikel  2)  stets  bevorzugten  Hauptstadt, 
wie  überhaupt  die  verheerenden  Wirkungen  der  dreißigjährigen 
Alleinherrschaft  Abdul  Hamids  viel  stärker  hervortraten.  Wenn 
dieser  Sultan  angeblich  das  Volksschulwesen  förderte,  wie  er  dies 
z.B.  in  der  Thronrede  vom  17.  12.  1908^  betonte,  so  war  es  ihm 

1  huqüqi  muqaddaseH  pädiMMdendir  (vgl.  S.  39  Anm.  i). 

2  'meSrütiet 

3  vgl.  S.  23  Anm.  2. 
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dabei  weniger  darum  zu  tun,  den  Bildungsstand  des  Volkes  zu 
heben,  als  vielmehr  einen  religiösen  Fanatismus,  der  dem  Volke 
seiner  Natur  nach  durchaus  fernliegt  i,  künstlich  zu  züchten. 

Nicht  mit  Unrecht  hat  man  den  Urhebern  des  Gesetzes  vom 
2  1.  8.  1909  den  Vorwurf  gemacht,  daß  sie  sich  durch  ihre  Be- 
wunderung für  die  westeuropäischen  Staatseinrichtungen,  die  sie 
zum  großen  Teil  während  der  Zeit  ihrer  Verbannung  in  Paris  und 
Genf  kennen  gelernt  hatten,  dazu  verleiten  ließen,  diese  blindlings 
nachzuahmen,  ohne  sich  darüber  Rechenschaft  zu  geben,  ob  die 
Voraussetzungen  hierfür  in  der  Türkei  geschaffen  waren.  Denn 
wenn  es  wahr  ist,  daß  sich  die  Menschen  unter  ungleichartigen 
Bedingunofen  verschieden  entwickeln,  so  ist  ohne  weiteres  einzu- 
sehen, daß  es  einen  absoluten  Begriff  der  denkbar  besten  Staats- 
form gar  nicht  geben  kann,  sondern  daß  diesem  Volke  die  Monarchie, 
jenem  die  Republik  und  einem  dritten  vielleicht  keins  von  beidem 
fromm.t  Enthält  doch  die  türkische  Verfassung  selbst  (Artikel  118) 
den  Satz,  daß  der  Gesetzgeber  mit  dem  geschichtlich  Gewordenen 
und  den  gegenwärtigen  Zuständen  rechnen  müsse. 

Nun  ist  zwar  nicht  zu  leugnen,  daß  das  konstitutionelle  System 
(Mitwirkung  der  Volksvertretung)  dem  islamischen  Grundcharakter 
des  türkischen  Staates  entspricht.  Dagegen  schien  die  Zeit  nach 
der  langen  Alleinherrschaft  des  Sultans  und  der  daraus  folgenden 
Unmündigkeit  des  Volkes  noch  nicht  gekommen  zu  sein,  um  das 
parlamentarische  System  (Selbstherrschaft  der  Volksvertretung) 
einzuführen.  Dem  im  Drange  der  Ereignisse  vollzogenen  Schritt 
des  Gesetzes  vom  21.  8.  1909  mußte  darum  mit  g'eschichtlicher 
Notwendigkeit  eine  Rücken twicklung  folgen.  Diese  trat  in  der 
Tat  in  den  darauf  folg^enden  Jahren  ein  und  ist  geg^enwärtig  viel- 
leicht noch  nicht  einmal  abgeschlossen. 

Uber  die  rechtliche  Bedeutung  des  Gesetzes  vom  21.  8.  1909 
bietet  der  Beschluß  2  des  Senates  vom  19.  8.  1909  lehrreiche  Auf- 
schlüsse. Dieser  lautet:  „Nachdem  das  Abgeordnetenhaus  mit  ^/a- 
Mehrheit  die  Notwendigkeit,  das  Staatsgrundgesetz  abzuändern  3, 
erkannt  hat,  sind  die  abgeänderten  Artikel  einzeln^  gleichfalls  mit 
2/3-Mehrheit  daselbst  angenommen  und  dem  Senate  in  Gestalt 
eines  Gesetzentwurfes  vorgelegt  worden.     Der   Senat  seinerseits 

1  vgl.  Giese,  Die  Toleranz  des  Islam. 

^  qarm^näme,  s.  D.  2  i  638. 

*  vgl.  Artikel  i  T  6  der  Verfassung. 

*  hend  bend,  vgl.  Artikel  55  der  Verfassung. 
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hatte  auch  mit  2/g_Mehrheit  beschlossen,  das  Staatsgrundgesetz  zu 
ändern  und  hatte  den  Entwurf  einem  engeren  Ausschuß  i  über- 
wiesen. Da  aber  das  Ende  der  Tagung  bevorsteht  und  die  Zahl 
der  vom  Abgeordnetenhause  verabschiedeten  Gesetzentwürfe  er- 
heblich angewachsen  ist,  so  fehlt  es  an  Zeit,  um  die  Verfassung 
von  Grund  auf  einer  Nachprüfung  zu  unterziehen  2.  Um  das  ver- 
fassungsmäßige Verwaltungssystem  ^  und  die  Machtstellung  der 
Nation*  zu  stärken,  wurde  es  für  notwendig  erachtet,  wenigstens 
die  dringendsten  und  wichtigsten  Artikel  des  genannten  Gesetzes 
nachzuprüfen,  die  Bestimmungen,  die  zweideutig  und  unvollständig 
schienen,  zu  erläutern  und  nach  Fertigstellung  diese  Vorlagen 
unter  die  Gesetze  dieser  Tagung  einzureihen,  um  damit  dem 
Publikum  zu  beweisen,  daß  die  Grundsätze  der  Verfassung  ernst- 
lich und  tatsächlich  angewandt  werden.  Eine  Nachprüfung  der 
übrigen  Artikel  bleibt  der  kommenden  Tagung  vorbehalten.  Der 
Gesetzentwurf,  der  die  Artikel  in  ursprünglichem  und  abgeändertem 
Wortlaut  enthält,  wird  anbei  übergeben.  Die  Änderungen,  die 
in  beiden  Kammern  angenommen  wurden,  betreffen  die  Artikel  3, 
6,  7,  10,  12,  27—30,  35,  36,  38,  43,  44,  53,  54,  76,  77,  80,  113,  118. 
Artikel  119  wurde  gestrichen,  und  drei  neue  Artikel  wurden  hin- 
zugefügt; sobald  die  Nachprüfung  und  die  späteren  Abänderungen 
der  Verfassung"  beendet  sein  werden,  sollen  die  drei  Artikel  bei 
den  betreffenden  Abschnitten  eingeschaltet  werden  ^.  Einstweilen 
wurden  sie  als  Artikel  119,  120,  121  bezeichnet.  Es  wurde  be- 
schlossen, den  genannten  Gesetzentwurf  dem  Sultan  mit  der  Bitte 
um  Bestätigung  und  Ausfertigung  zu  unterbreiten  und  sodann  der 
vollziehenden  Gewalt  ^  zu  übergeben,  damit  er  in  dem  amtlichen 
Blatte  7  veröffentlicht  werde  und  in  Wirksamkeit  trete." 

Die  Ziele,  die  das  Gesetz  vom  21.  8.  1909  verfolgte,  lassen  sich 
unter  folgenden  Gesichtspunkten  zusammenfassen: 

1.  Es  handelte  sich  darum,  einige  Verfassungssätze  klarer  aus- 
zudrücken, als  dies  nach  dem  frülieren  Wortlaute  der  Fall 
war.   Dies  geschah  teilweise  durch  Einfüg-ung  etlicher  bereits 

1  engümen  i  machsüsi. 

*  baMan  basa  tadqtqät  etmek. 

^  mesrütijeti  idäre. 

hakimijeti  millijc. 
^  dies  ist  bis  heute  nicht  geschehen! 
6  quwä'i  igrWije. 

nämlich:  T.  W.  (geschah  am  4.  9.  1909). 
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im  Handschreiben  vom  i.  8.  igoS^  enthaltenen  Grundsätze, 
wodurch  dieses  den  Charakter  einer  Yerfassungsergänzung, 
der  ihm  früher  innewohnte,  verlor. 

2.  Es  wurden  gewisse  Bestimmungen,  deren  Aufnahme  in  der 
Verfassung  von  1876  auf  den  persönlichen  Wunsch  Abdul 
Hamids  zurückzuführen  ist,  beseitigt,  dabei  bemühte  man 
sich  auch,  gewisse  Wendungen,  die  dem  schwülstigen  Stile 
der  alten  Zeit  entsprachen,  zu  vereinfachen. 

3.  Die  meisten  Änderungen  wurden  in  der  bereits  erwähnten 
Absicht,  die  Trennung  der  Gewalten  durchzuführen,  be- 
schlossen. Dies  geschah  unter  starker  Anlehnung  an  das 
Programm  der  Vereinig-ung  „Einheit  und  Fortschritt". 

Ganz  andere  Merkmale  tragen  die  Verfassungsgesetze  von  1914, 
1915  und  1916. 

Es  sollten  durch  Verfassungsbestimmungen,  die  lediglich  der 
durch  die  Aprilereignisse  des  Jahres  1909  hervorgerufenen  Er- 
regung ihren  Ursprung  verdankten  und  von  vornherein  den  Stempel 
des  Unfertigen  und  Vorübergehenden  auf  der  Stirn  trugen,  wieder 
ausgemerzt  werden.  Dabei  zeigte  man  vor  allem  das  Bestreben, 
das  Gleichgewicht  zwischen  der  gesetzgebenden  und  der 
vollziehenden  Gewalt,  das  durch  das  Gesetz  vom  21.  8.  1909 
gestört  schien,  wieder  herzustellen.  Dem  Sultan  bzw.  Kalifen, 
dessen  Rechtstellung  durch  jenes  Gesetz  beinahe  zu  der  repräsen- 
tativen Rolle  eines  parlamentarischen  Königtums  herabgesunken 
war,  sollten  die  ehemaligen  Machtbefugnisse  wiedergegeben  werden 
und  die  übermäßige  Gewalt,  die  dem  Abgeordnetenhause  ver- 
liehen worden  war,  allmählich  wieder  auf  ein  gesundes  Maß  zurük- 
geführt  werden,  damit  unnatürhche  und  den  Gang  der  Staats- 
maschine störende  Eingriffe  der  Volksvertretung  in  die  vollziehende 
Gewalt,  wie  sie  sich  z.B.  in  den  Jahren  1911 — -12  ereigneten,  aus- 
geschaltet werden  konnten.  Daneben  galt  es,  die  Verfassung  in 
einigen  Punkten  fortzubilden  und  Vorschriften,  die  veraltet  zu  sein 
schienen,  dem  Geiste  der  Zeit  anzupassen,  sowie  etliche  Ergänzungen 
hinzuzufügen. 

Trotz  der  Rückentwicklung,  die  das  Staatsgrundgesetz  in  den 
Jahren  1914 — 16  erfuhr,  blieben  doch  zahlreiche  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  21.  8.  1909  bisher  unangetastet,  wie  z.  B.  der 
bezeichnende  Artikel  38   bezüglich   der  staatsrechtlichen  Folgen 

1  vgl.  S.  20. 
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des  Mißtrauensvotums.  Allerdings  sind  dies  zum  großen  Teil  Fragen, 
die  in  den  letzten  Jahren  wegen  der  stark  überwiegenden  regierungs- 
freundlichen Mehrheit  des  Abgeordnetenhauses  keine  praktische 
Bedeutung  gewonnen  haben. 

Schluß : 

Rückblick  und  Ausblick. 

I.  Bei  Beantwortung  der  Frage,  ob  die  Wiederherstellung  der 
Verfassung  in  der  Türkei  den  Erwartungen  entsprochen  hat,  die 
man  im  Juli  1908  darauf  setzte,  muß  man  sich  zunächst  den  großen 
Abstand  vergegenwärtigen,  den  es  zu  überbrücken  galt,  als  damals 
der  Staat,  der  durch  die  Herrschaft  Abdul  Hamids  in  seiner  Ent- 
wicldung  um  drei  Jahrzehnte  aufgehalten  worden  war,  unvermittelt 
vor  so  große  Aufgaben  gestellt  wurde.  Bis  zu  einem  gewissen 
Grade  freilich  setzten  die  Jungtürken  bei  der  Wiederaufrichtung 
des  Verfassungsstaates  nur  die  Arbeit  fort,  deren  erste  Grund- 
lagen die  Sultane  der  Reform,  Selim  III,  Mahmud  II.  und  Abdül 
Medschid  geschaffen  hatten.  Jene  erkannten  zuerst,  daß  die  Türkei 
vor  dem  Untergange,  der  mit  Sicherheit  zu  erwarten  war,  sobald 
die  gegenseitige  Eifersucht  der  Mächte  einmal  aufhörte,  nur  dann 
gerettet  werden  konnte,  wenn  ein  ganz  neuer  Geist  in  den  er- 
starrten Staatskörper  einzog.  Sollte  der  Kampf  mit  europäischen 
Mächten  Erfolg  haben,  so  mußte  man  sich  vor  allem  die  Vorteile 
der  europäischen  Kultur  zunutze  machen  (vgl.  Handschreiben  vom 
18.  2.  1856,  Nr.  24 1).  Daß  dabei  das  Staatsleben  allmählich  ein  ver- 
ändertes Aussehen  gewinnen  mußte,  war  natürlich.  Es  fanden  sich 
wohl  daher  später  Stimmen,  zumal  in  streng  konservativen  geist- 
lichen Kreisen,  die  behaupteten,  die  Reformgesetzgebung  2  habe  die 
Türkei  ihres  islamischen  Charakters  beraubt.  Demgegenüber 
kann  darauf  hingewiesen  werden,  daß  in  fast  allen  Kundgebungen 
jener  Sultane  die  Übereinstimmung-  der  neuen  Bestrebungen  mit  den 
Jjrrundsätzen  des  heiligen  Rechts  betont  und  der  Stillstand  und 
Niedergang-  des  Staates  gerade  auf  die  Nichtbeachtung  der  Vor- 
schriften jenes  Rechts  zurückgeführt  wird^.  Auf  der  anderen  Seite 
wurde  in  Europa  früher  häufig  die  Ansicht  vertreten,  die  Hand- 
schreiben von  1839  und  1856  seien  nur  „des  coups  de  theätre"  ge- 

^  vgl.  S.  9. 

-  tanzimäü  chairlje. 

-  vgl.  S.  8. 
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wesen  und  alle  Reformen,  die  sie  versprachen,  hätten  nur  auf  dem 
Papier  gestanden.  Auch  in  neuerer  Zeit  neigten  manche  Politiker 
zu  der  Anschauung  hin,  daß  jene  Reformarbeit  wertlos  g'ewesen 
sei.  Dies  ist  jedoch  nicht  richtig.  Mag  selbst  zugegeben  werden, 
daß  unmittelbar  durch  jene  Reformen  keine  bedeutenden  praktischen 
Fortschritte  eintraten,  so  darf  doch  ihre  große  theoretische  Be- 
deutung für  die  spätere  Entwicklung  nicht  verkannt  werden. 
Sie  bildeten  gewissermaßen  den  Samen,  der  im  Juli  1908  aufging- 
und  heute  zur  Reife  gelang!.  Denn  Mahmud  setzte  nur  die  Arbeit 
Selims  fort,  Midhat  vollendete  sie,  und  seine  Gedanken  wiederum 
waren  es,  die  die  Jungtürken  aufnahmen,  indem  sie  am  23.  7.  1908 
die  Verfassung  Midhats  ausriefen.  Dieser  Tag  bildet  in  der  Ver- 
fassungsgeschichte des  Osmanischen  Reiches  den  entscheidenden 
Wendepunkt.  An  ihm  wurde  die  alte  Türkei  zu  Grabe  getragen, 
um  freilich  noch  zweimal  vorübergehend  wieder  aufzuleben  (im 
April  1909  und  Juli  1912),  dann  aber  (voraussichtlich  für  immer) 
dem  neuen  Geschlechte  Platz  zu  machen. 

II.  In  der  Entwicklung  des  Verfassungslebens  seit  dem  23.  7. 
1908  sind  zwei  Abschnitte  zu  unterscheiden,  die  zwar  nicht  durch 
große  Ereignisse  voneinander  scharf  getrennt  werden,  aber  dennoch 
deutlich  wahrzunehmen  sind.  Den  ersten  Zeitabschnitt  kennzeichnet 
das  Streben  nach  der  Volksherrschaft,  nach  Vermehrung  der  Rechte 
der  Volksvertretung  (Demokratisierung).  Den  führenden  Männern, 
die  zum  großen  Teil  durch  die  Schule  westeuropäischer  Staats- 
rechtslehrer hindurchgegangen  waren,  schwebte  als  Ideal  das  in 
jenen  Staaten  herrschende  parlamentarische  System  vor  Augen. 
Sie  hielten  dessen  vollständige  Nachahmung  und  lückenlose  Durch- 
führung auch  in  ihrer  Heimat  für  wünschenswert.  Doch  die  lange 
Zeit  der  Verbannung  hatte  viele  von  ihnen  den  Anschauungen 
ihres  Volkes  entfremdet,  so  daß  sie  seine  wahren  Bedürfnisse  nicht 
mehr  verstanden.  Es  lag  auf  der  Hand,  daß  die  modernen,  aus 
Frankreich  importierten  Gedanken,  wenn  sie  so  unvermittelt  auf 
den  alten,  knorrigen  Baum  des  osmanischen  Staatswesens  auf- 
gepfropft wurden,  keine  Früchte  tragen  konnten.  Darum  mußte, 
nachdem  der  erste  Rausch  der  Begeisterung  verflogen  war,  die 
Arbeitsfreudigkeit  erlahmen  und  schließlich  jenen  unerquicklichen 
Parteikämpfen  weichen,  die  den  Geist  der  neuen  Zeit  allmählich  zu 
vernichten  und  das  Reich  in  die  alten  Zustände  zurückzuwerfen 
drohten.  Greifbar  tritt  hier  die  Wahrheit  des  Satzes  hervor:  „Ob 
sich  eine  Staatseinrichtung  bewährt,  hängt  nicht  in  erster  Linie 
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davon  ab,  wie  sie  gestaltet  ist,  sondern  davon,  in  welchem  Maße 
sie  Verständnis  und  Vertrauen  bei  denen  findet,  die  sie  zu  ge- 
brauchen haben.  Keine  Gestaltung  des  Wahlrechts  kann  eine 
Sicherheit  für  die  politische  Reife  des  Urteils  geben  i." 

Der  Grundfehler  in  der  jungtürkischen  Politik  war  die  Vor- 
stellung, daß  sich  die  Ideen  der  neuen  Zeit  von  selbst  durchsetzen 
würden.  Dabei  rechneten  sie  nicht  mit  dem  überaus  konservativen 
Charakter  des  Volkes,  das  zäh  an  dem  Erbe  seiner  Väter,  zumal 
auf  dem  Gebiete  der  Religion,  hing. 

III.  Die  Notwendigkeit,  der  islamischen  Uberlieferung  Avieder 
mehr  Rechnung  zu  tragen,  erkannten  die  Jungtürken  in  zu- 
nehmendem Maße  seit  dem  Jahre  igii.  Die  Rückkehr  zum 
Kalif en Staate,  die  auch  mit  Rücksicht  auf  die  steigende  Be- 
deutung der  Araberfrag-e  und  die  Frage  der  Einheitlichkeit  des 
Heeres  2  immer  dringender  wurde,  konnte  um  so  eher  vollzogen 
werden,  als  man  erkannte,  daß  sich  die  Gedanken  des  modernen 
Rechtsstaates  und  des  islamischen  Kalifenstaates  gar  nicht  so  feind- 
lich gegenüberstanden,  wie  man  früher  geglaubt  hatte. 

Denn  „der  Islam  birgt  in  sich  eine  Anzahl  vortrefflicher  Elemente, 
die  nur  teüweise  in  Vergessenheit  g'eraten  waren  s".  Daß  der  Islam 
entwicklung^s fähig  ist  und  sich  m.it  den  Forderungen  der  Neuzeit 
durchaus  verträgt,  beweisen  auch  die  Kundgebungen  der  höheren 
Geistlichkeit,  besonders  die  vom  Scheich-ül-islam  unterzeichneten 
Rechtsgutachten  aus  den  letzten  Jahren. 

Wenn  man  sich  daher  auf  den  Grundcharakter  des  osmanischen 
Staatswesens  wieder  mehr  besann,  und  dies  auch  in  der  Verfassung 
zum  Ausdruck  brachte  (vgl.  Artikel  7),  so  war  man  sich  doch  be- 
wußt, daß  daneben  die  Ziele  der  neuen  Zeit  nicht  aufgegeben  zu 
werden  brauchten.  „Nicht  die  Rückkehr  zum  Staate  des  alten 
KaHfats  wie  zu  Abdul  Hamids  Zeiten,  sondern  die  Aufrichtung 
eines  modernen  Verfassungsstaates  mit  dem  Kalifen  an 
der  Spitze  bezeichnet  das  Ergebnis  der  Verfassungskämpfe 

IV,  Neben  der  islamischen  Bewegung  ist  es  aber  noch  eine 
andere,  die  im  gegenwärtigen  Leben  der  Türkei  die  größte  Be- 
achtung verdient:  der  Turanismus.    In  diesem  Worte  vereinigen 

1  vgl.  V.  Blume,  Bedeutung  .  .  . 

2  Enwer  Pascha  am  3.  i.  1914  (bei  seiner  Ernennung  zum  Kriegsminister):   dinsis  ordu 
olmaz  („ohne  Religion  kann  das  Heer  nicht  bestehen"). 

3  Ilartmann,  Deutschland  .  .  . 
*  ISecker,  Die  Türkei  (S.  276). 
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sich  alle  Bestrebungen,  welche  die  alten  guten  Eigenschaften  des 
türkischen  Volkes  wieder  aufdecken,  seine  nationale  Eigenart  pflegen 
und  fördern  wollen.  Mit  dem  Erwachen  des  Heimatsinnes  (vgl. 
Mehmed  Emins  Gedichte  über  Anatolien  i)  wurde  auch  das  Interesse 
für  die  alte  Geschichte  der  Osmanen  rege  2.  Die  Erinnerung  an 
die  Zeit  der  Größe  und  Macht  des  Staates  belebt  und  den  Jüngeren 
zur  Nacheiferung  vorgehalten  zu  haben,  ist  vor  allem  das  Verdienst 
des  Flottenvereins  3. 

Seit  den  unglücklichen  Herbsttagen  des  Jahres  1912  kam  die 
Erkenntnis  zum  Durchbruch,  daß  der  Staat  eine  Erneuerung  von 
Grund  auf,  einen  starken  Unterbau  bedurfte,  ehe  dem  Volke  der 
glänzende  Oberbau  eines  Parlamentes  zum  Segen  werden  konnte. 
Bezeichnenderweise  fängt  man  in  neuerer  Zeit  an,  den  Gedanken 
der  Dorfgemeinschaft  4  zu  pflegen.  Unwillkürlich  denkt  man  dabei 
an  den  Freiherrn  vom  und  zum  Stein,  der  als  die  notwendige 
Voraussetzung  für  eine  später  zu  bildende  Nationalrepräsentation, 
die  Ordnung  der  bäuerlichen  und  städtischen  Verhältnisse  erkannte  ^. 

Diese  in  hohem  Maße  von  Selbsterkenntnis  durchdrungene  Arbeit 
führte  aber  noch  zu  einem  anderen  Ziele.  Man  bemerkte,  daß 
alle  Mühe,  den  Staat  von  innen  heraus  neu  aufzubauen,  vergeblich 
schien,  solange  sich  die  auswärtigen  Mächte  bei  jeder  Gelegenheit 
in  die  Fragen  der  inneren  Politik  mischten.  Darum  mußte  die 
Abschaffung  der  Kapitulationen  und  des  aus  ihnen  ent- 
springenden unnatürlichen  Fremdenrechtes  sobald  wie  möglich  in 
Angriff  genommen  werden.  Der  Ausbruch  des  Weltkrieges  gab 
die  schon  seit  vielen  Jahren  sehnsüchtig  erwartete  Gelegenheit: 
durch  Erlaß  vom  8.  9.  1914  ^  (mit  Gesetzeskraft  vom  1.  10.  1914) 
wurden  die  verhaßten  Überreste  vergangener  Jahrhunderte  mit 
einem  Federstrich  beseitigt.  Doch  auch  mit  innerer  Berechtigung 
durfte  dieser  geschichtlich  so  bedeutsame  Schritt  vollzogen  werden. 
Denn  infolge  der  Veränderung  der  Verhältnisse '  konnte  hier  die 
Clausula  rebus  sie  stantibus  8,  die  allen  völkerrechtlichen  Verträgen 

1  vgl.  Giese,  Neue  Gedichte  .  .  . 

2  osmanischer  Geschichtsverein:  tWricM  ^osmäm  engümeni. 
8  donanmaH  ^osmäni  mu^äweneti  milUje  gemHJeti. 

*  kjöj,  nahie. 

ß  vgl.  Edikt  vom  9.  10.  1807  und  Städteordnung  vom  19.  Ii.  1808. 

8  s.  D.  2  VI  1273,  vgl.  Note  an  die  Mächte  vom  9.  9.  (übersetzt  in  „Lehmann,  Die 

Kapitiilationen"). 
'  ichtüäfi  dhwäl. 

s  vgl.  „Lehmann,  Die  Kapitulationen"  und  „Bismarck,  Gedanken  und  Erinnerungen",  29.  Kap. 
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innewohnt,  mit  vollem  Rechte  Anwendung  finden.  Was  gegenüber 
den  Reformen  des  19.  Jahrhunderts  teilweise  mit  gewisser  Berechti- 
gung gesagt  werden  kann,  nämlich  daß  sie  nur  theoretischer  Natur 
wären,  gilt  nicht  mehr  gegenüber  der  Arbeit,  die  in  den  letzten  Jahren 
in  der  Türkei  geleistet  worden  ist,  und  es  bedeutet  eine  völlige  Ver- 
kennung der  Verhältnisse,  wenn  der  Zehnverband  in  seiner  Note  vom 
10.  1.  1917  (an  Wilson)  die  Entfernung  des  Osmanischen  Reiches  aus 
Europa  forderte,  weil  es  der  westlichen  Zivilisation  fremd  sei. 

Will  man  die  Frage  beantworten,  was  denn  die  Türkei  in  letzter 
Zeit  an  praktischer  Arbeit  geleistet  habe,  so  kann  man  dies 
nicht  besser  tun  als  durch  einen  Hinweis  auf  die  Gesetze,  die  seit 
1908  ergangen  sind.  Nach  einer  Zeit  nahezu  gänzlichen  Still-  . 
Standes  in  der  Gesetzgebung,  der  die  letzten  Jahre  Abdul  Hamids 
auszeichnete,  sind  in  den  wenigen  Jahren  von  1908  bis  1914  eine 
solche  Zahl  von  Gesetzen  und  Verordnungen  zustande  gekommen, 
daß  sie  in  dem  eng  gedruckten  Werk  des  Amts  für  Statistik  und 
Gesetzsammlungen  1  (unter  Leitung  von  Kara  Kotsch  Sergis  Efendi) 
über  5400  Seiten  einnehmen  2. 

Bewußt  stellt  sich  heute  die  Türkei  auf  den  Boden  des  modernen  ^ 
Rechtsstaats.    Eingedenk  des  im  Artikel  39  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  3  ausgesprochenen  Grundsatzes    sind  seit  dem  22.  5. 
1916  drei  Kommissionen  tätig,  um  die  wichtigsten  Rechtsgebiete 
den  veränderten  Zeitverhältnissen  entsprechend  neu  zu  bearbeiten: 

1.  das  bürgerliche  Recht, 

2.  das  Familienrecht  (bisher  noch  nicht  staatlich  geregelt), 

3.  das  Handelsrecht. 

In  der  Thronrede  vom  14.  11.  1916  hat  Mehmed  V.  dem  Land- 
tage zur  Kenntnis  gebracht,  daß  die  Türkei  die  Verträge  von  Paris 
(30.  3.  1856)  und  Berlin  (13.  7.  1878),  die  beide  ihr  eine  unwürdige 
Rolle  zuwiesen,  gekündigt  habe.  Das  Deutsche  Reich  hat  als 
erste  Macht  die  Türkei  in  den  Verträgen  vom  11.  1.  1917  ^  als 
völkerrechtlich  vollständig  gleichberechtigten  Staat  anerkannt. 

1  ihsäijät  loe  müdewwenäti  qänünife  qälemi,  vgl.  N.  O.  III  S.  411. 

2  düstür,  tertlbi  sänl.  Vgl.  M.  Hartmann,  Die  Neue  türkische  Reichsgesetzsammlung. 
W.  I.  IV  3/4  S.  230. 

3  megelle,  vgl.  S.  9. 

*  ezmänyn  teghajjurile  ahkjämyn  teghajjwiri  inkjär  olunamaz,  d.  h.  „Es  kann  nicht 
geleugnet  werden,  daß  die  Rechtsvorschriften  im  Wandel  der  Zeiten  Veränderungen 
unterworfen  sind." 

^  Die  auf  Grund  von  Artikel  7  der  Verfassung  erforderliche  Genehmigung  erfolgte  durch 
das  Gesetz  vom  29.  3.  191 7  (s.  T.  W.  Nr.  2844);  der  deutsche  Reichstag  erteilte  die 
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Allen  Zweiflern  zum  Trotz,  die  früher  die  Lebensfähigkeit  des 
Verfassungsgedankens  und  die  Entwicklungsmöglichkeit  der  jungen 
Volksvertretung  in  der  Türkei  bestritten,  bricht  sich  heute  die 
Erkenntnis  Bahn,  daß  die  Wiederherstellung  der  Verfassung  am 
23.  7.  1908  schließlich  doch  eine  Stärkung  für  den  Staat  bedeutete 
und  nicht  seinen  Untergang  beschleunigte,  wie  die  Schwarzseher 
es  meinten.  Unstreitig  stellt  der  Landtag  heute  eine  Größe  in 
dem  Staatsleben  der  Türkei  dar,  die  nicht  mehr  hinweggedacht 
werden  kann  und  die  in  Zukunft,  wenn  erst  einmal  die  Bildung 
des  Volkes  mit  Hilfe  des  Schulwesens  weiter  fortgeschritten  ist, 
noch  eine  bedeutendere  Rolle  spielen  wird.  „Das  türkische  Volk 
sieht  heute  seine  Ziele  klar  vor  Augen,  und  die  gegenwärtige 
Regierung  gerade  ist  vom  besten  Willen  beseelt  1." 

Das  höchste  Gut  des  Mannes  ist  sein  Volk,  das  höchste  Gut 
des  Volkes  ist  sein  Staat  (F.  Dahn)  2. 


ÜbersichtstafeL 


1789 

April 

Sultan  Selim  III. 

1807 

31. 

Mai 

Sultan  Mustafa  IV. 

1808 

28. 

JuH 

Sultan  Mahmud  II. 

1826 

16. 

Juni 

Vernichtung  der  Janitscharen. 

1827 

2. 

Dezember 

der  „Große  Rat"  (Krieg  gegen  Rußland). 

1839 

1. 

JuH 

Sultan  Abd-ul-Medschid. 

3. 

November 

Chatti    scherif    von    Gülchane  (Großwezir 

Mustafa  Reschid  P.). 

1840 

März 

Notablen-Versammlung. 

1856 

18. 

Februar 

Chatti  Humajun  (Großwezir  Mehmed  Emin 

Aali  Pascha). 

1861 

25. 

Juni 

Sultan  Abd  ul-Aziz. 

1875 

23- 

August 

Großwezir  Mahmud  Nedim  Pascha. 

12. 

Dezember 

Irade  über  Reformen. 

1876 

10. 

Mai 

Softakundgebung,GroßwezirMehmedRüschdi 

Pascha. 

30. 

Mai 

Sultan  Murad  V. 

bezüglich  der  Verträge  i  —  7  (auf  Grund  von  Artikel  11  der  Reichsverfassung)  notwendige 

Genehmigung  am  10.  5.  19 17  (vgl.  Der  Neue  Orient,  Bd.  I.,  Heft  4/5). 
^  vgl.  Hartmann,  Deutschland  .  .  .;  vgl.  auch  Koran  53,  40 — 41:  „Dal3  dem  Menschen 

sein  Mühen  ist  und  daß  sein  Mühen  (einstmals)  zur  Erscheinung  kommt." 
2  vgl.  Namyq  Kemal,  Watan:  ämalymyz,  efkjärymyz  iqhäli  watandir,  d.  h.  „Unser 

Hoffen,  unser  Denken  gilt  dem  Wohle  des  Vaterlandes." 

4* 
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1877 


1878 


1908 


1909 


1919 


31. 

Ausfust 

Sultan  Abd-ul-Hamid  II. 

13. 

September 

Thronbesteigungs-Chatt. 

28. 

Oktober 

Anweisungen  über  die  Wahlen  zum  Abge- 

ordnetenhause. 

19. 

Dezember 

Großwezir  Midhat  Pascha. 

2  3- 

Dezember 

Verkündung  des  Staatsgrundgesetzes. 

18. 

Januar 

der  „Große  Rat". 

5- 

Februar 

Midhat  verbannt,  Großwezir  Edhem  Pascha. 

10. 

März 

Eröffnungr  des  1.  Landtaofs  (1.  Tasfunof). 

28. 

Juni 

Schließung  des  Landtags. 

13- 

Dezember 

Eröffnung  des  LandtasTS  (2.  Tasfungf). 

14. 

Februar 

Schließung  des  Landtags. 

3- 

März 

Vorfriede  von  San  Stefano. 

9- 

Juni 

Zusammenkunft  in  Reval. 

6. 

JuH 

Erhebung  in  Resna  (Nijazi,  En  wer  Bej). 

23- 

Jiüi 

Irade  über  die  Einberufung  des  Landtags. 

24. 

Juli 

Großwezir  Said  Pascha. 

i. 

August 

Chatt  über  die  Anwendung  der  Verfassung. 

2. 

August 

Irade  über  die  Wahl  zum  Abgeordnetenhause. 

6. 

August 

Großwezir  Kjamil  Pascha. 

3. 

Oktober 

Verkündigunsr  des  Wahlgesetzes  im  „Reichs- 

anzeiger". 

17. 

Dezember 

Eröffnung  des  neuen  Landtags  (1.  Wahl- 

dauer,  1.  Tagung). 

15- 

Februar 

Großwezir  Husein  Hilmi  Pascha. 

13« 

April 

Kundgebung  gegen  die  Verfassung. 

1 

April 

Großwezir  Tewfik  Pascha. 

22. 

April 

Nationalversammlung  in  San  Stefano. 

24. 

April 

Einzug  Mahmud  Schewket  Paschas. 

27. 

April 

Beschluß  der  Nationalversammlung,  Sultan 

Mehmed  V. 

4- 

Mai 

Thronbesteigungs-Chatt. 

6. 

Mai 

Großwezir  Husein  Hilmi. 

2 1. 

August 

Verfassungsgesetz    vom    5.    Sa^bän  1327 

Schließung  des  Landtags. 

14. 

November 

Eröffnung  des  Landtags  (2.  Tagung). 

10. 

Januar 

Großwezir  Ibrahim  Hakki  Pascha. 

15. 

Februar 

Denkschrift  Damad  Ferid  Paschas. 

28. 

Juni 

Schließung  des  Landtags. 

14. 

November 

Eröffnung  des  Landtags  (3.  Tagung). 
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1911 

22. 

April 

Neues  Programm  der  Partei  „Einheit  und 

Fortschritt". 

3- 

Juni 

Schließung  des  Landtags. 

29. 

September 

Großwezir  Said  Pascha. 

14. 

Oktober 

Eröffnung  des  Landtags  (4.  Tagung). 

30. 

Dezember 

Neues  Kabinett  Said  Pascha. 

1912 

18. 

Januar 

Auflösung  des  Landtags. 

18.  April 

Eröffnung  des  Landtags  (2.  Wahldauer). 

24. 

Juni 

Annahme  der  Verfassungsvorlage  im  Abge- 

ordnetenhause. 

22. 

JuH 

Großwezir  Ahmed  Muchtar  Pascha. 

5. 

August 

Schließung  des  Landtags. 

30. 

Oktober 

Großwezir  Kjamil  Pascha. 

1913 

22. 

Januar 

Notablen- Versammlung. 

23. 

Januar 

Großwezir  Mahmud  Schewket  Pascha. 

24. 

Juni 

Großwezir  Said  Halim. 

1914 

14. 

Mai 

Eröffnung   des  Landtags  (außerordentliche 

Tagung). 

28. 

Mai 

Verfassungsgesetz  vom  2.  Regeb  1332. 

2. 

August 

Schließung  des  Landtags. 

3. 

August 

Mobilmachung. 

8. 

September 

Irade  über  Aufhebung  der  Kapitulationen 

am  1.  Oktober. 

1 1. 

November 

Irade  über  den  Kriegszustand. 

14. 

November 

Verkündung  des  Heiligen  Krieges. 

14. 

Dezember 

Eröffnung  des  Landtags  (3.  Wahldauer, 

1.  Tagung). 

1915 

1 1. 

Februar 

Verfassungsgesetz  vom  2  6.  Rebi*ül  ewwel  1333. 

1. 

März 

Vertagung  des  Landtags. 

18.  März 

Seesieg  an  den  Dardanellen. 

28.  September 

Eröffnung  des  Landtags  1. 

1916 

9. 

März 

Verfassungsgesetz  vom  4.  Gemazil-ula  1334. 

13. 

März 

Schließung  des  Landtags. 

20. 

März 

Verfassungsgesetz  vom  15.  G-emäzil-ula  1334. 

14. 

November 

Eröffnung  des  Landtags  (3.  Tagung). 

1917 

1 1. 

Januar 

Deutsch-Türkische  Rechtsverträge. 

2. 

Februar 

Großwezir  Talat  Pascha. 

3i. 

März 

Schließung  des  Landtags. 

1  Die  2.  Tagung  begann  aber  erst  am  14.  November. 
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A.  H.  Midhat,  The  life  of  Midhat  Pasha.  1903. 

—  Midhat  pasanyn  hajati  sijjasi  (Midhat  Paschas  politisches  Leben).  1325/1909. 

H.  V.  Moltke,  Briefe  über  Zustände  und  Begebenheiten  in  der  Türkei  aus  den  Jahren 
1S35 — 1839.    7.  Aufl.     191 1. 

E.  Pears,  Forty  years  in  Constantinople.  1916. 
R.  Pinon,  L'Europe  et  la  Jeune  Turquie.     191 1. 

Die  Staatsverfassungen  des  Erdballs.  Herausg.  von  G.  Posener.  1909.  (A.  Rolin, 
Belgien.    G.  Grabkowski,  Türkei.) 

H.  Rif^at,  Huqüqi  idäre  (Verwaltungsrecht).    Mälümäti  qänünije  (Rechtslehrbuch).  1327/ 

191 1. 

Ch.  T.  RiggS,  Constitutional  Government  in  Turkey.    „The  Moslem  World."     19 14. 
Cr.  Rosen,  Geschichte  der  Türkei  von  dem  Siege  der  Reform  im  Jahre  1826  bis  zum 

Pariser  Traktat  vom  Jahre  1856.     1866 — 67, 
C.  V.  Sax,   Geschichte   des  Machtverfalls  der  Türkei  bis  Ende   des   19.  Jahrhunderts. 

2.  Aufl.     19 13. 

A.  Ubicini,  La  Constitution  ottomane  du  7.  zilhidje  1293.  1877. 

—  et  Pavet  de  Courteille,  Etat  present  de  l'Empire  Ottoman.  1876. 

F.  Wüstenfeld,  Vergleichende  Tabellen  der  muhammedanischen  und  christlichen  Zeit- 

rechnxmg.  1854. 

Fortsetzung  dazu  von  E.  Mahler.  1887. 

G.  Young,  Corps  de  Droit  Ottoman.     1905 — 06. 

I.  W.  Zinkeisen,  Die  Geschichte  des  Osmanischen  Reiches  in  Eviropa.    1840 — 63. 

b)  Sammlungen,  Zeitschriften,  Jahrbücher,  Anonymes. 

Anniäaire  Oriental,  Commerce,  Industrie,  Administration,  Magistrature  de  l'Orient. 
Jahrg.  191 5.  Vgl.  die  ausführliche  Inhaltsangabe  von  E.  Bryde  in  ,,Welt  des 
Islams"  IV  S.  140 — 142. 

Bericht  des  Generalrates  der  Partei  „Einheit  und  Fortschritt"  auf  dem  Parteikongreß  in 
Konstantinopel  vom  28.  9.  bis  5.  10.  1916.  In:  „Korrespondenzblatt  der  Nach- 
richtenstelle für  den  Orient".    3.  Jahrg.  1916. 

Die  Umgestaltung  der  türkischen  Gesetzgebung,  In:  „Deutsche  Levantezeitung."  6.  Jahrg. 
1916. 

„Die  Welt  des  Islams",  Zeitschrift  der  Deutschen  Gesellschaft  für  Islamkunde.    19 13 — 16. 
Doctrines  et  programmes  des  partis  politiques  ottomans.    In:  ,, Revue  du  monde 
musulman."  1913. 

DÜStur,  Amtliche  Gesetzsammlung.    Band  i — 4  und  Nachtrag.     1289 — 99  =  1872 — 82. 
Düstur,  tertlbi  säni  (zweite  Reihe).    Herausg.  von  Kara  Kotsch  Serkis  Efendi. 
Band     I:  10.    7.  1324 — 29.  10.  1325.  1913. 

„      n:    I.  II.  1325—31.  10.  1326.  1914. 

„     m:    I.  II.  1326 —  I.  IG.  1327.  1915. 

„    rV:    3.  IG.  1327—31.  IG.  1328.  1915. 

„      V:    I.  II.  1328 — 31.  IG.  1329.  1916. 

„     VI:    3.  II.  1329— 3G.  IG.  133G.  1916. 
Europäischer  Gesehichtskalender,  begr.  v.  Schulthess.  1860. 
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Gothaischer  genealogischer  Hofkalender.    Jahrg.  1916. 

Qänüui  esäsi  (Staatsgrundgesetz),  enthalten  im:  i.  Sälnämei  dewleti  ^alljei  *osmänije 
(amtliches  Staatsjahrbuch),  erschienen  bis  1328,  2.  ^Ilmije  sälnämesl  (Jahrb.  der 
geistlichen  Behörden),  i.  Jahrg.     1334  d.  h. 

Les  eourants  politiques  dans  la  Turquie  contemporaine.  In:  „Revue  du  monde  mu- 
sulman."  1912. 

Legislation  ottomane: 

1.  AristarcM  Boy  —  D.  Nicolaides.    1873 — 88. 

2.  A.  Biliotti  (10.  7.  1324 — 31.  10.  1325).    191 2. 

Osmanisclier  Lloyd.    Jahrg.  1909 — 12.    U.  a.:  Das  neue  Programm  des  jungtürk. 

Komitees.    14.  4.  1909, 
Taqwimi  weq.äjT  (Reichsanzeiger).    1331 — 32/1915 — 191 6. 
Tanin.    1914 — 17. 

The  Statesman's  Year  Book,    Jahrb.  19 16. 

2.  Für  das  belgische  Staatsrecht. 

L  L  Thonissen,  La  Constitution  beige  annotee.    2.  Aufl.  1876. 

3.  Für  das  preußisch-deutsche  Staatsrecht. 

A.  Arndt,  Die  Verfassungsurkunde  für  den  Preußischen  Staat.    7.  Aufl.    191 1. 
C.  Bornhak,  Grundriß  des  Deutschen  Staatsrechts.    3.  Aufl.    191 2. 
E.  Hubrich,  Preußisches  Staatsrecht.  1909. 

—    Deutsches  Verfassungsrecht  in  geschichtlicher  Entwicklung.    2.  Aufl.  I9I3' 
Hue  de  Grais,  Handbuch  der  Verfassung  und  Verwaltung  in  Preußen  und  dem  Deutschen 
Reiche.    22.  Aufl.     19 14. 
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Lebenslauf. 


Ich  wurde  am  8.  April  1894  zu  Ober-Peilau  in  Schlesien  als 
Sohn  des  Oberlehrers  Dr.  phil.  Max  Jäschke  und  seiner  Ehefrau 
Gertrud,  geb.  Wollenhaupt,  geboren.  Nach  neunjährigem  Be- 
suche des  Pädagogiums  der  Brüdergemeine  zu  Niesky  (O.-L.)  und 
der  Gymnasien  zu  Potsdam,  Berlin-Steglitz  und  BerHn-Lichterfelde 
erwarb  ich  das  Zeugnis  der  Reife.  Von  Ostern  1912  ab  studierte 
ich  die  Rechtswissenschaft  an  der  Großherzogl.  Albert-Ludwigs- 
Universität  zu  Freiburg  i.  B.  und  an  der  Kgl.  Friedrich- Wilhelms- 
Universität  zu  Berlin.  Daselbst  bestand  ich  im  Juli  1914  die 
Diplomprüfung'  für  Türkisch  an  dem  Kgl.  Seminar  für  Orientalische 
Sprachen.  Bei  Kriegsausbruch  trat  ich  als  Freiwilliger  bei  einem 
Feldartülerieregiment  ein.  Am  6.  Oktober  1915  wurde  ich  in  der 
Herbstschlacht  in  der  Champagne  schwer  verwundet  und  nach 
längerer  Zeit  als  dienstunbrauchbar  zum  Beurlaubtenstande  ent- 
lassen. Die  erste  juristische  Prüfung  bestand  ich  am  11.  Oktober 
1916  am  Kgl.  Kammergericht,  die  mündliche  Doktorprüfung  am 
15.  März  1917  an  der  Kgl,  Universität  Greifswald. 


DRUCK  VON  AUGUST  HOPFER  IN  BURG  BEI  MAGDEBURG 


